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Trumps Zollpolitik – Handlungsempfehlungen  
für die deutsche Wirtschaft
Mit der Wiederwahl Donald Trumps als Präsident der USA wird im Rahmen seiner „America First“-Strategie u. a. der Fokus auf 
Maßnahmen zur Stärkung der amerikanischen Wirtschaft gelegt. Allen voran steht hierbei die Einführung umfangreicher Zölle 
für den Import von Waren in die USA. Dies hat erhebliche Auswirkungen auf Deutschland als Exportnation. Aber es gibt auch 
Möglichkeiten, die deutsche Unternehmen nutzen können – wir zeigen welche. 

Trump und die Zölle  
Zölle werden weltweit genutzt, um  
die eigene Wirtschaft zu schützen  
und politische Ziele durchzusetzen.  

Die Wiederaufnahme von Trumps  
Zollpolitik dient in erster Linie als  
Verhandlungsmittel. Deutschland und 
die EU können hierauf reagieren und  
im Gegenzug bestimmte US-Waren  
mit EU-Strafzöllen belegen. 

Auswirkungen auf die deutsche 
Exportwirtschaft 

Der US-Markt ist sowohl einfuhr-  
wie auch ausfuhrseitig in den letzten  
20 Jahren zunehmend wichtiger für  
die deutsche Wirtschaft geworden.  
Es ist davon auszugehen, dass von  
der Einführung der US-Einfuhrzölle in 
erster Linie die Automobilindustrie 

sowie deren Zulieferer, die Pharma-, 
Chemie- und Kosmetikindustrie sowie 
der Maschinenbau betroffen sind. 
 
Am 12.03.2024 wurden die Ausnahme-
regelungen für die Einfuhr von Stahl und 
Aluminium aus bestimmten Ländern  
(u. a. Deutschland) ausgesetzt, wodurch 
Zölle i. H. v. 25 % bei der US-Einfuhr  
fällig werden. Derzeit ist noch unklar,  
ob weitere Zölle gegen die EU und damit 
auch Deutschland verhängt werden 
sollen, weswegen der Großteil der 
mittelständischen Unternehmen noch 
abwartet und keine Vorbereitungen  
trifft. Deutsche Unternehmen, die sich  
in diesem Zuge auch mit erhöhten  
Kosten konfrontiert sehen, sollten 
jedoch aufgrund der aktuellen geo-
politischen und wirtschaftlichen Situ-
ation schon jetzt Optimierungsmaß-
nahmen ergreifen.

Neue Chancen könnten sich bspw.  
dadurch ergeben, dass seitens der  
deutschen bzw. der EU-Politik, wie 
bereits am Abkommen mit den  
MERCOSUR-Staaten (u. a. Argentinien, 
Brasilien, Paraguay und Uruguay) zu 
sehen ist, neue Allianzen geschlossen 
werden, um neue Märkte zu erschlie- 
ßen. Auch die wirtschaftlichen Bezie- 
hungen zu Indien sollen ausgebaut  
werden. Für deutsche Unternehmen  
ist es in jedem Fall wichtig, alle poten-
ziellen Produktions- und Absatzländer  
in Erwägung zu ziehen.  

Es ist generell ratsam, nicht von einem 
bestimmten Markt abhängig zu sein,  
und deutsche Unternehmen könnten 
von einer Anpassung ihrer Beschaf-
fungsstrategie auf neue Produktions-
länder profitieren.

 ■ novus | Im Focus
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Zoll-Strategien für deutsche 
Unternehmen  

Deutschen Unternehmen stehen einige 
Möglichkeiten zur Verfügung, um auf 
die protektionistischen Maßnahmen der 
USA zu reagieren. Zoll fällt nur bei Waren 
an, die in einem Land verbleiben und in 
dessen Wirtschaftskreislauf eingehen. 
Durch einen geschickten Umgang mit 
Zöllen kann die Wirtschaftlichkeit eines 
Unternehmens erhöht werden. Dabei 
kommen u. a. folgende Zollmaßnahmen 
in Frage: 

Korrekte Tarifierung

Jede Ware besitzt eine bestimmte  
Codenummer und einen zugehörigen 
Zollsatz. Auch die USA regeln ihre  
neuen Zölle über diese Nummer.  
Kupferdraht mit Isolierung wird etwa  
anders behandelt als blanker Kupfer-
draht. Ist eine Ware falsch tarifiert,  
führt dies häufig zu einer Überzahlung 
oder zu Nacherhebung von Einfuhr-
abgaben. Bei manchen Gütern, wie 
bspw. Ersatzteilen oder Warenzusam-
menstellungen, kann die Tarifierung 
komplexer sein. Unternehmen, die  
unsicher sind, können bei den Behörden 
eine verbindliche Zolltarifauskunft  
anfordern. Dabei sollten sich Unterneh-
mer allerdings vorab beraten lassen,  
um nicht zum Schluss anders als  
beabsichtigt ein gruppiert zu werden.

Veredelung

Für Waren, die in Deutschland nur 
verarbeitet werden, um anschließend 
wieder exportiert zu werden, entfallen 
die Zollabgaben. Ein Unternehmen,  
das bspw. pharmazeutische Wirk-
stoffe aus den USA vorrübergehend 
in Deutschland einführt, um dort eine 
Anreicherung mit Trägermaterial sowie 
anschließender Verpackung in unter-
schiedlichen Einheiten (Kapseln, Am-
pullen etc.) vorzunehmen und diese 
anschließend wieder ins Ursprungsland 
oder andere Märkte schickt, kann eine 
Zollbefreiung für die „Aktive Veredelung“

beantragen. Umgekehrt lassen deutsche 
Unternehmen einzelne Produktions-
schritte an Waren vielfach in Drittlän-
dern vornehmen, weil dort die Lohnkos-
ten geringer sind oder spezielles Wissen 
besteht. So werden bspw. Karosserie-
teile wie Autotüren vorübergehend in 
Drittländer ausgeführt und dort lackiert 
oder anderweitig verarbeitet. Bei der 
Wiedereinfuhr können diese Teile von 
den Zollabgaben befreit bzw. muss  
nur der Mehrwert verzollt werden. 

Optimierung der Lieferketten unter 
Nutzung von Präferenzabkommen

Unternehmen sollten sich mit ihrer  
Lieferkette auseinandersetzen, um 
mögliche Zollabgaben in bestimmten 
Ländern vermeiden zu können. Im  
Rahmen der Beschaffung kann sich 
frühzeitig die Überlegung lohnen,  
aus welchen Ländern die Waren, Roh-
stoffe und weitere Materialien bezogen 
werden sollten. Viele Länder und Län-
dergruppen haben miteinander sog.  
Präferenzabkommen geschlossen, 
welche unter Einhaltung bestimmter 
Voraussetzungen, die die Waren  
erfüllen müssen, gegenseitige Zoll-
freiheiten ermöglichen. Eines der  
jüngsten Beispiele ist das bereits  
eingangs erwähnte Abkommen mit  
den MERCOSUR-Staaten. 

Zolllager

Mit der Einrichtung eines Zolllagers  
können Waren unverzollt, unversteuert 
und zeitlich unbegrenzt gelagert  
werden. Die Verzollung und Versteue-
rung fällt erst ab dem Zeitpunkt der 
Entnahme aus dem Lager an und bietet 
damit einen deutlichen Liquiditäts- 
vorteil. Wird bspw. ein Produkt aus  
Indien importiert, gelagert und weiter  
in die USA geschickt, muss es zu keinem 
Zeitpunkt in der EU verzollt werden.  
Das ist interessant für Handelsunter-
nehmen oder auch Unternehmen mit 
weltweiten Lieferketten. Für mittelstän-
dische Unternehmen sind u. a. aus 

Platzgründen und aufgrund eines 
erhöhten Verwaltungsaufwands oft - 
mals Lager von Vorteil, die von einer 
Spedition unterhalten werden. 

Fazit
 
Deutschen Unternehmen ist zu emp-
fehlen, sich rechtzeitig mit den Themen 
Zoll und Außenwirtschaft auseinander 
zu setzen und unternehmensinterne 
Ressourcen für diese Bereiche zur  
Verfügung zu stellen. Häufig können 
entsprechende Maßnahmen bereits 
nach zwei bis sechs Monaten umge - 
setzt sein. 
 
Es ist davon auszugehen, dass die USA 
weitere Zölle gegenüber Ursprungs-
waren der EU verhängen. Zölle können 
jedoch unter Nutzung bestimmter 
Zollverfahren oder optimal genutzter 
Lieferketten reduziert oder ausgesetzt 
werden. Eine dahingehende Prüfung  
der Lieferketten und Zollprozesse  
durch entsprechende Experten ist  
gerade jetzt und überdies regelmäßig  
zu empfehlen.

Eva Rehberg, 
Diplom-Finanzwirtin und Partnerin  

bei RSM Ebner Stolz in Hamburg
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Trumps Steuerpolitik – Auswirkung auf deutsche Investoren 

Zwar ist US-Präsident Donald Trump noch keine 100 Tage im Amt, das Tempo, in dem er seine Wahlkampfversprechen für  
die zweite Amtszeit umsetzt, ist jedoch hoch. Unter den Ankündigungen und Entscheidungen sind auch steuerliche Dekrete,  
die bereits eine erste Einschätzung zulassen, wie die Steuerpolitik der USA in den nächsten Jahren aussehen wird.

Welche steuerlichen Auswirkungen  
die „America-First“-Strategie der  
US-Regierung unter Trump für deutsche 
Unternehmen in den USA haben und  
ob sie diese vielleicht sogar für sich  
nutzen können, besprechen wir mit  
Chris Knipp, einem der Leiter der 
German Practice bei RSM US.

Chris, bevor wir uns den deutschen  
Investoren zuwenden, eine allgemeine 
Frage. Wie ist die derzeitige Stimmung 
im Land? Wie reagiert die amerikani-
sche Wirtschaft auf die von Trump  
erlassenen wirtschaftspolitischen  
Dekrete? Erntet er nur Zustimmung  
oder bestehen auch Bedenken?

Die Stimmung in den USA ist erwar-
tungsgemäß weiterhin gespalten. 
Während einige Unternehmen die wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen von 
Trump begrüßen – insb. die steuerlichen 
Entlastungen und Deregulierungen –, 
gibt es auch erhebliche Bedenken. 

Besonders stark diskutiert werden die 
neuen Zölle und deren Auswirkungen  
auf globale Lieferketten, Inflation und  
die wirtschaftliche Entwicklung. Viele 
Unternehmen sind abwartend, da die 
politische Dynamik sich schnell verän-
dern kann und noch unklar ist, wie  
weitreichend die Maßnahmen sein 
werden.

Gleichzeitig konzentrieren sich viele 
Unternehmen auf die nationalen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen.  
Die angekündigten Steuererleichterun-
gen könnten Investitionen fördern,  
aber Unsicherheit über die langfristige 
Handelspolitik und mögliche Vergel-
tungsmaßnahmen anderer Länder  
beeinflusst die strategische Planung 
vieler Firmen.

Nun zu den deutschen Investoren.  
Wir haben mit Dir bereits kurz nach  
der US-Präsidentschaftswahl im  
November 2024 über die Reaktion 
deutscher Investoren auf die Wahl  
von Donald Trump zum neue US- 
Präsidenten gesprochen. Wie ist die  
Stimmung unter Deinen deutschen 
Mandanten aktuell – haben sich die 
wirtschaftlichen Erwartungen gegen-
über November 2024 verändert?

Wenig überraschend sind Unterneh-
men an Planungssicherheit interes- 
siert und daher teils „genervt“ von den 
politischen Schwankungen und dem  
Hin und Her bei Trumps Zöllen. Die an-
fängliche Unsicherheit nach der Wahl 
hat sich mittlerweile jedoch in eine  
Mischung aus Vorsicht und Pragma-
tismus gewandelt. Während einige 
Unternehmen bereits strategische 
Anpassungen vorgenommen haben, 
beobachten andere die Entwicklungen 
weiterhin genau.

Die allgemeine Erwartung ist, dass sich 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
unter Trump zwar unternehmerfreund-
lich, aber auch unvorhersehbar gestalten 
könnten. Dennoch bleibt die Stimmung 
insgesamt positiv. Dies steht im Einklang 
mit den Ergebnissen des 2025 German 
American Business Outlook, der kürz-
lich von den Deutsch-Amerikanischen 
Handelskammern veröffentlicht wurde. 
Demnach planen 84 % der deutschen 
Tochtergesellschaften in den USA, ihre  
Investitionen in den nächsten drei Jahren 
zu steigern, und 95 % der befragten 
Unternehmen erwarten ein Wirtschafts-
wachstum in den USA, wobei 37 % ein 
starkes oder sehr starkes Wachstum 
prognostizieren. Dieser Optimismus 
unterstreicht das anhaltende Vertrauen 
deutscher Unternehmen in den US-Markt.

Nun hat Donald Trump seine Ankün-
digungen wahrgemacht und unmittel -
bar nach seiner Amtseinführung neue 
(Straf-)Zölle eingeführt. Für viele 
mittelständische Unternehmen in 
Deutschland ist das gerade das zentrale 
Thema, wenn es um den Handel mit  
den USA geht. Wie reagieren Deine 
Mandanten auf die Maßnahmen?

Auch in unserer Beratungspraxis ist  
dies derzeit das Thema Nummer 1.  
Insb. mittelständische Firmen, die  
stark vom transatlantischen Handel 
abhängen, sorgen sich über die neuen 
Handels barrieren. Vielfach bestehen 
auch Lieferbeziehungen zu Mexiko,  
was die Komplexität weiter erhöht. 

Leider macht es uns die derzeitige 
Adminis tration nicht leicht, konkrete 
Empfeh lungen abzugeben. In dieser 
Situation versuchen wir aber unsere 
Mandanten bei ihren „Hausaufgaben“  
zu unter stützen, indem wir ihnen hel- 
fen, ihre bestehenden Daten und  
Lieferketten zu analy sieren, betroffene 
Produkte zu identifizieren und zu  
simulieren, wie sich mögliche Anpas-
sungen der Zölle konkret auswirken 
könnten. Zudem beraten wir, welche 
Gegenmaßnahmen je nach Ausge-
staltung ergriffen werden können.

Viele Unternehmen mit Produktions-
stätten in den USA prüfen auch,  
wie sie von den aktuellen Rahmen-
bedingungen profitieren können –  
bspw. durch die Erschließung neuer 
Kunden, die bislang von Mitbewerbern 
bedient wurden oder durch weitere  
Investitionen in US-Standorte. Getreu 
dem Motto: In jeder Krise liegt auch  
eine Chance. 
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Einige Unternehmen, die bereits  
auf solche Szenarien vorbereitet  
sind, haben sich entsprechend ihrer  
Vorbereitungen schneller angepasst, 
während andere weiterhin die Entwick-
lung genau beobachten und ihre nächs-
ten Schritte abwägen.

Neben der Verhängung von Zöllen  
hat Donald Trump auch erste Dekrete 
zur neuen Steuerpolitik der USA  
erlassen und u. a. den Ausstieg aus  
der Globalen Mindeststeuer ange-
kündigt. Kannst Du uns dazu eine  
erste Einschätzung geben?

Der angekündigte Ausstieg aus der  
Globalen Mindeststeuer ist ein deut-
liches Signal, dass die USA eine eigen-
ständigere Steuerpolitik verfolgen  
wollen. Dies als Ausstieg zu formulie- 
ren, ist allerdings nicht ganz korrekt,  
da die USA bereits unter der Biden- 
Regierung zwar an der Gestaltung  
der globalen Mindeststeuer mitgewirkt 
haben, jedoch entsprechende Geset-
zesvorhaben nie durch den US-Kon-
gress verabschiedet wurden. Für die 
Trump-Regierung ist es ein Dorn im 
Auge, Ländern extraterritoriale Ho-
heitsrechte über US-Unternehmen zu 
gewähren – bspw. durch die sog. Top- 
up-Steuer. Zudem wird befürchtet,  
dass das Abkommen die Steuerpolitik 
der USA einschränken könnte. Ein  
Beispiel hierfür sind Steuervergüns-
tigungen, wie Gutschriften für For-
schung- und Entwicklungsausgaben, 
die es US-Unternehmen ermöglichen, 
effektive Steuersätze von unter 15 %  
zu erzielen. Diese könnten im Wider-
spruch zur globalen Mindeststeuer 
stehen. Es ist derzeit noch unklar, ob 
und wie die Trump-Regierung sich 
dazu endgültig positionieren wird. Im 
Zusammenhang mit den US-eigenen 
internationalen Steuergesetzen ist die 
Materie jedoch höchst komplex. Ich 
empfehle Unternehmen daher dringend, 
sich frühzeitig mit der Planung und den 
möglichen steuerlichen Auswirkungen 

auseinanderzusetzen, insb. wenn  
sie grenzüberschreitend tätig sind.  
Es könnte sinnvoll sein, bestehende 
Steuerstrukturen und -strategien zu 
über prüfen und ggf. anzupassen,  
um auf potenzielle Änderungen in der  
US-Steuerpolitik flexibel reagieren  
zu können.

Welche steuerlichen Herausforderungen 
siehst Du vor diesem Hintergrund für 
deutsche Unternehmen, die in den USA 
tätig sind, in den nächsten Monaten?

Die steuerliche Landschaft in den USA 
wird sich weiter verändern. Die repub-
likanischen Gesetzgeber haben in der 
letzten Februarwoche wichtige verfah-
renstechnische Schritte auf dem Weg 
zu einer Anpassung der Steuergesetze 
unternommen, die voraussichtlich noch 
in diesem Jahr verabschiedet werden. 
Der Senat und das Repräsentantenhaus 
haben jeweils einen Haushaltsbeschluss 
gefasst, auch wenn es hierbei noch 
erhebliche Unterschiede gibt. Diese 
müssen nun ausgeglichen werden, um 
die Gesetzgebung mit einer einfachen 
Mehrheit im Senat voranzutreiben.

Obwohl die verabschiedeten Haus-
haltsbeschlüsse keine spezifischen 
steuerpolitischen Maßnahmen ent- 
halten, verdeutlichen sie die Dringlich- 
keit für Unternehmen, sich auf eine 
Steuergesetzgebung vorzubereiten,  
die die auslaufenden Bestimmungen  
des Tax Cuts and Jobs Act (TCJA) und 
andere Steuerfragen behandeln wird. 
Der Fokus wird dabei voraussichtlich  
auf Themen wie Unternehmensfinan-
zierung, Steueranreize und Anpassun-
gen im Bereich der internationalen  
Besteuerung liegen.

Für deutsche Unternehmen, die in  
den USA tätig sind, bedeutet dies,  
dass sie sich verstärkt mit möglichen 
Veränderungen in der Steuerpolitik  
auseinandersetzen müssen. Es könn - 
ten neue Regelungen zu Steuerver-
günstigungen, wie etwa den genannten 

Forschungs- und Entwicklungsförde-
rungen oder auch zu den internationa- 
len Steuerabkommen, auf den Tisch 
kommen. Unternehmen sollten daher  
ihre Steuerstruktur regelmäßig über-
prüfen und sich auf Anpassungen 
vorbereiten, um von potenziellen 
Steuererleichte rungen zu profitieren 
oder Risiken zu minimieren.

Eine Möglichkeit, um sich strategisch 
anzupassen und wettbewerbsfähig  
zu bleiben, könnte darin bestehen,  
Produktionskapazitäten in die  
USA zu verlagern bzw. auszubauen.  
Nimmst Du hierzu bei Deinen Man-
danten aktuell verstärkten Beratungs-
bedarf wahr?

Definitiv. Viele deutsche Unternehmen, 
insb. in der Automobil-, Maschinenbau- 
und Chemiebranche, beschäftigen sich 
intensiv mit der Frage, ob eine Produk-
tionsverlagerung in die USA wirtschaft-
lich sinnvoll ist. Dies ist nicht nur auf-
grund der Zölle ein Thema, sondern  
auch wegen der steuerlichen Anreize 
und der strategischen Vorteile, die eine 
stärkere US-Präsenz bieten kann.

Chris Knipp, einer der Leiter der German Practice  

bei RSM US
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Der Markt in den USA bleibt trotz  
geänderter Rahmenbedingungen riesig 
und Unternehmen erkennen zuneh-
mend, dass die Nähe zum Kunden und 
die Fähigkeit, schnell zu liefern, wichtige 
Wettbewerbsvorteile darstellen. Dies 
betrifft nicht nur die großen Unterneh-
men, wie z. B. Porsche und Audi, die  
laut Berichten der Finanzpresse mög-
licherweise erstmalig Produktionska-
pazitäten in die USA verlegen wollen, 
sondern eben auch mittelständische 
Unternehmen.

In unseren Gesprächen stellen wir fest, 
dass viele unserer Mandanten, zu-
nehmend nach Standortanalysen und 
steuerlichen Optimierungsmöglichkeiten 
suchen, um ihre US-Aktivitäten wirt-
schaftlich und strategisch bestmöglich 
aufzustellen. Dabei spielen nicht nur  
die steuerlichen Anreize, sondern auch 
die Logistik- und Marktbedingungen 
eine zentrale Rolle. Unternehmen  
prüfen, wie eine verstärkte Präsenz in 
den USA, nicht zuletzt aufgrund der  
zunehmenden Zölle auf Importe, ihnen 
helfen kann, schneller auf die Bedürfnis-
se des Marktes zu reagieren und lang-
fristig wettbewerbsfähig zu bleiben.

Nun gibt es immer zwei Seiten einer 
Medaille: Bietet die protektionistische 
Steuerpolitik Trumps möglicherweise 
auch Chancen, für deutsche Unterneh-
men und wenn ja, welche Branchen 
sollten sich den US-amerikanischen 
Markt nun genauer anschauen?

Ja, insb. für Unternehmen, die in den  
USA investieren oder dort bereits tätig 
sind. Branchen, wie erneuerbare Ener-
gien, Technologie und Pharma, könn - 
ten von steuerlichen Anreizen und 
reduzierten regulatorischen Hürden 
profitieren.

Auch Unternehmen, die Teil der lokalen 
US-Wertschöpfungskette sind, könn-
ten sich Wettbewerbsvorteile sichern. 
Trump setzt stark auf „Made in USA“, 
was bedeutet, dass Unternehmen mit 
Produktion oder wesentlicher Wert-
schöpfung in den USA bessere Chancen 
auf staatliche Aufträge oder Förderun-
gen haben könnten.

Es bleibt abzuwarten, wie sich die 
steuerlichen Rahmenbedingungen  
weiterentwickeln, aber Unternehmen 
mit einer langfristigen US-Strategie 
könnten durchaus profitieren. Beson-
ders der Maschinenbau- und Auto-
mobilsektor könnte durch steuerliche 
Anreize für inländische Produktion  
profitieren, während technologieorien-
tierte Unternehmen von einer erleich-
terten Kapitalverfügbarkeit in den  
USA profitieren könnten.

Lieber Chris, vielen Dank für die  
spannenden Einblicke!

Hinweis: Mehr Insights über die aktuelle 
Steuer- und Zollpolitik der US-Regie-
rung unter Donald Trump und deren 
Auswirkungen für deutsche Unter- 
nehmen erhalten Sie in unserem  
Webinar am 29.04.2025, um 14 Uhr,  
mit Eva Rehberg, Partnerin bei  
RSM Ebner Stolz, und Chris Knipp,  
Partner bei RSM US. Melden Sie sich 
gerne zu diesem kostenfreien, ein- 
stündigen Webinar über nachfolgen- 
den QR-Code an.
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 ■ Unternehmensbesteuerung

Gewinnmindernde Rücklage bei Übernahme  
von Pensionsverpflichtungen
Laut BFH kann für den Gewinn aus der Übernahme einer Pensionsverpflichtung eine gewinnmindernde Rücklage  
nach § 5 Abs. 7 Satz 5 EStG gebildet werden. 

Gemäß § 5 Abs. 7 Satz 1 EStG gelten 
Passivierungsbeschränkungen, die  
beim ursprünglichen Schuldner Anwen-
dung gefunden haben, beim Überneh-
mer der Schuld grundsätzlich fort.  
Dies gilt nach Satz 2 bzw. Satz 3 des  
§ 5 Abs. 7 EStG auch für Fälle des 
Schuldbeitritts und der Erfüllungsüber-
nahme mit interner Schuldfreistellungs-
abrede sowie für den Erwerb eines  
Mitunternehmeranteils. Für einen  
Gewinn, der sich aus der Anwendung  
der Sätze 1 bis 3 ergibt, besteht grund-
sätzlich die Möglichkeit i. H. v. 14/15  
eine gewinnmindernde Rücklage zu 
bilden, sodass die Gewinnauswirkung  
im Ergebnis auf bis zu 15 Wirtschaftsjah-
re verteilt werden kann (§ 5 Abs. 7 Satz 5  
EStG). 

Mit Urteil vom 23.10.2024 (Az. XI R 24/21, 
DStR 2025, S. 381) hatte der BFH nun 
zu entscheiden, ob eine solche Rücklage 
auch für den Gewinn aus der Über-
nahme einer Pensionsverpflichtung, die 
nach den besonderen Ermittlungsvor-
gaben des § 5 Abs. 7 Satz 4 EStG zu be-
werten ist, nach § 5 Abs. 7 Satz 5 EStG 

gebildet werden kann. Das Finanzamt 
vertrat die Auffassung, dass eine Rück-
lagenbildung bei Pensionsübernahme 
nicht zulässig sei. Nach Ansicht des  
dem Verfahren beigetretenen BMF  
ergebe sich dies ausdrücklich aus  
dem Wortlaut, der nur auf die Fälle  
der Sätze 1 bis 3 verweist. Die Über-
tragung einer Pensionsverpflichtung  
werde hingegen abschließend spe- 
zialgesetzlich in § 5 Abs. 7 Satz 4 EStG  
geregelt und sei daher nicht von der 
Möglichkeit der Rücklagenbildung  
erfasst.

Dieser Argumentation folgte der BFH 
nicht. Nach Auffassung des erkennen-
den Senats spreche der Wortlaut  
des Gesetzes nicht gegen, sondern  
gerade für die Rücklagenbildung.  
§ 5 Abs. 7 Satz 4 EStG regele keinen 
eigenen von § 5 Abs. 7 Satz 1 EStG  
abweichenden Tatbestand, sondern sei 
lediglich im Hinblick auf die Bewertung 
der übernommenen Verpflichtung  
i. S. v. § 5 Abs. 7 Satz 1 EStG lex specialis.  
Der Gewinn aus einer Übernahme einer 
Pensionsverpflichtung sei somit von  

der Bezugnahme des § 5 Abs. 7 Satz 5  
EStG erfasst. Auch der Zweck der  
Vorschrift rechtfertige keine andere 
Auslegung. Vielmehr soll die Vorschrift 
u. a. die Portabilität von Versorgungs-
zusagen begünstigen, sodass es  
demnach zweckwidrig wäre, über-
nommene Pensionsverpflichtungen 
teilweise schlechter zu stellen als  
übernommene andere Verpflichtungen.

Hinweis: Mit dem BFH-Urteil ist die in 
der Literatur bislang sehr umstrittene 
Rechtsfrage nunmehr höchstrichter - 
lich geklärt. Es bleibt abzuwarten, ob  
die Finanzverwaltung dem aus Sicht  
des Steuerpflichtigen vorteilhaften  
BFH-Urteil folgen wird.
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Antragsmöglichkeit auf Steuerbefreiung von Sanierungserträgen  
in Altfällen  
Der BFH hat entschieden, dass der Antrag auf Anwendung der Regelungen zur Steuerbefreiung von Sanierungserträgen für 
Altfälle (Schuldenerlass vor dem 09.02.2017) ein rückwirkendes Ereignis darstellt und somit auch noch nach Bestandskraft 
gestellt werden kann. 

Nachdem der BFH in 2017 entschie- 
den hat, dass der Sanierungserlass  
des BMF aufgrund fehlender Rechts-
grundlage nicht mehr anzuwenden ist, 
wurden die Regelungen zur Steuer-
freiheit von unternehmensbezogenen 
Sanierungserträgen in § 3a EStG,  
§ 7b GewStG gesetzlich normiert.  
Die Neuregelungen gelten grundsätz -
lich nur für nach dem 08.02.2017  
ausgesprochene Schuldenerlasse.  
Für davor erfolgte Schuldenerlasse  
kann jedoch auf Antrag des Steuer-
pflichtigen ebenso von den Steuer-
befreiungsvorschriften Gebrauch 
gemacht werden (§ 52 Abs. 4a Satz 3 
EStG, § 36 Abs. 2c Satz 3 GewStG).

Mit Urteil vom 10.10.2024 (Az. IV R 1/22, 
DStR 2025, S. 337) hat der BFH nun-
mehr entschieden, dass dieser Antrag 
ein rückwirkendes Ereignis i. S. v.  
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO darstellt, 
sodass bei Altfällen die Steuerbefrei-
ungsvorschiften des § 3a EStG,  
§ 7b GewStG trotz bereits eingetretener 
Bestandskraft der Steuerfestsetzung 
des Sanierungsjahres zu berücksichti-
gen sind. Der BFH begründet seine Ent-
scheidung damit, dass der Antrag keine 
rein formelle Voraussetzung darstellt, 
sondern selbst Tatbestandsmerkmal  
für die Steuerfreiheit ist. Darüber hinaus  
liefe die Vorschriften zur Steuerbefrei-
ung von Sanierungserträgen für Altfälle 
ansonsten weitestgehend ins Leere.

Hinweis: Zum gleichen Ergebnis kommt 
auch das FG Münster mit Urteil vom 
04.09.2023 (Az. 9 K 3511/20 F). In dem 
hierzu anhängigen Revisionsverfahren 
(Az. IV R 23/23) wird der BFH darüber 
zu entscheiden haben, ob eine Antrag-
stellung auf Steuerbefreiung von Sanie-
rungserträgen in Altfällen nur bis zum 
Ablauf der Festsetzungs- bzw. Feststel-
lungsfrist der Bescheide möglich ist,  
in denen eine solche Steuerbefreiung 
noch nicht berücksichtigt worden ist.

Pensionsrückstellungen für beitragsorientierte Leistungszusagen 
ohne garantierte Mindestversorgung
Pensionsrückstellungen sind auch für rechtsverbindlich zugesagte, künftig zu erbringende Versorgungsleistungen zu bilden, 
deren zugesagte Höhe sich danach richtet, welchen Wert eine Rückdeckungslebensversicherung, die in Fondsanteile investiert, 
im Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalls hat.

Mit Beschluss vom 04.09.2024  
(Az. XI R 25/21, DStR 2025, S. 327) 
widersprach der BFH der Auffassung 
der Finanzverwaltung, die die Rück-
stellungsbildung mit dem Argument 
versagte, es fehle hierfür, insb. mangels 
einer garantierten Mindestzusage, an 
einem Rechtsanspruch der Höhe nach. 

Vielmehr sind laut BFH Pensionsrück- 
stellungen grundsätzlich auch für 
Versorgungs zusagen zu bilden, wenn 
der Anspruch der Versorgungsleistung 
unter der aufschiebenden Bedingung 
eingeräumt wird, dass sich die Höhe der 
zugesagten Leistung an dem Wert einer 
in Fondsanteile investierenden Rück-
deckungslebensversicherung orientiert. 
Denn auch Zusagen, die sich ihrer Höhe 

nach an der Wertentwicklung der zugrun-
de liegenden Wertpapiere orientieren,  
haben einen Versorgungszweck und die-
nen nicht der bloßen Vermögensbildung.

Hinweis: Zur Höhe der Pensionsrückstel- 
lungen entschied der BFH, dass auch 
eine beitragsorientierte Leistungszusage 
ohne garantierte Mindestleistung grund-
sätzlich mit dem Teilwert (§ 6a Abs. 3 
Satz 2 Nr. 1 EStG) zu bewerten sei.
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§ 6b EStG-Rücklage: Auswirkung der Übertragung  
auf das Kapitalkonto nach § 15a EStG
Die gesellschafterbezogene und rechtsträgerübergreifende Übertragung von stillen Reserven nach § 6b EStG führt durch 
die erfolgsneutrale Minderung der Anschaffungskosten des Reinvestitionswirtschaftsguts zu einer Minderung des Kapital-
kontos des Kommanditisten bei der übernehmenden Personengesellschaft und beeinflusst damit die Verlustverrechnungs-
beschränkung des § 15a EStG.

Soweit ein negatives Kapitalkonto  
des Kommanditisten entsteht oder  
sich erhöht, darf der ihm zuzurech-
nende Verlustanteil nicht mit anderen 
Einkünften ausgeglichen werden  
(§ 15a Abs.1 Satz 1 EStG). Für die  
Verlustverrechnung ist das Kapital- 
konto, bestehend aus dem Anteil an  
der Gesamthands- und der Ergän-
zungsbilanz des Kommanditisten,  
zu ermitteln.

Mit Urteil vom 12.12.2024 (Az. IV R 24/22,  
DStR 2025, S. 251) kommt der BFH  
zu dem Ergebnis, dass bei der Ermitt-
lung des Kapitalkontos des Komman- 
ditisten im Streitfall die Übertragung  
stiller Reserven nach § 6b EStG (sog. 
§ 6b EStG-Rücklage) bei der reinves-
tierenden Gesellschaft mindernd zu 
berücksichtigen ist. 

Die Übertragung der stillen Reserven 
nach § 6b EStG könne gesellschafter-
bezogen und rechtsträgerübergreifend 
erfolgen. Dabei werde der Übergang  
der stillen Reserven von einem Rechts-
träger zum anderen Rechtsträger  
dadurch sichergestellt, dass sich das  
Kapitalkonto des Veräußerers erhöht 
und das des Reinvestierenden entspre-
chend vermindert. Gehen stille Reserven 
auf das Reinvestitionswirtschaftsgut  
bei der übernehmenden Personenge-
sellschaft über, führe dies somit neben 
der Minderung der Anschaffungskosten 
des Reinvestitionswirtschaftsguts zu 
einer entsprechenden Minderung des 
Kapitalkontos des Kommanditisten, 
gegen das die Minderanschaffungs-
kosten gebucht werden. Folglich bewir-
ken die übertragenen stillen Reserven 
eine Minderung des steuerlichen  
Kapitalkontos des Kommanditisten. 

Im Streitfall hatte dies zur Folge, dass  
die vom Kommanditisten begehrte Ver-
rechnung des ihm zugewiesenen Anteils 
am Verlust der KG mit seinen anderen 
Einkünften nicht möglich war.

Hinweis: Mit Verweis auf das BFH-Urteil 
vom 09.05.1996 (Az. IV R 75/93) stellte 
der BFH zudem klar, dass seine Wer-
tung, wonach das Vorhandensein stiller 
Reserven nicht das Kapitalkonto des 
Kommanditisten erhöhen, weil dieses 
nur an die in der Buchführung der  
Gesellschaft verzeichneten Werte 
knüpfe, auch für noch nicht auf ein  
Reinvestitionswirtschaftsgut übertra-
gene stillen Reserven nach § 6b EStG 
gelte.
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Keine Gewinnhinzurechnung nach § 15a Abs. 3 EStG bei Außenhaftung 
des Kommanditisten
Eine Gewinnhinzurechnung gemäß § 15a Abs. 3 EStG scheidet laut BFH nicht nur aus, soweit auf Grund einer Entnahme  
eine Außenhaftung des Kommanditisten entsteht, sondern auch, soweit auf Grund der im Handelsregister eingetragenen  
Haftsumme eine Außenhaftung des Kommanditisten besteht. 

Soweit bei einem Kommanditisten durch 
dessen Entnahmen aus der Kommandit-
gesellschaft ein negatives Kapitalkonto 
entsteht oder sich erhöht (Einlagemin-
derung) und auf Grund der Entnahmen 
eine Außenhaftung des Kommanditisten 
gegenüber Gläubigern der Gesellschaft 
nach § 15a Abs. 1 Satz 2 EStG nicht be-
gründet wird, ist die Einlageminderung 
dem Kommanditisten als Gewinn zuzu-
rechnen (§ 15 Abs. 3 Satz 1 EStG).

Im Streitfall tätigte die Kommanditis- 
tin einerseits eine solche Einlagemin-
derung. Dies führte teilweise zu einem 
Wiederaufleben der Haftung gemäß 
§ 15a Abs. 1 Satz 2 EStG. Andererseits 
bestand für die Kommanditistin eine 
hiervon unabhängige Außenhaftung,  
da das in das Handelsregister einge-
tragene Haftkapital noch nicht voll-
ständig eingezahlt worden war  
(§ 15a Abs. 1 Satz 2 EStG i. V. m.  
§ 171 Abs. 1 HGB). Letztere berück-
sichtigte das Finanzamt im Rahmen 
des § 15a Abs. 3 Satz 1 EStG nicht und 
nahm lediglich in Höhe des Wieder-
auflebens der Haftung keine Gewinn-
hinzurechnung vor.   

Mit Urteil vom 16.01.2025 (Az. IV R 11/22,  
DStR 2025, S. 393) widersprach dem 
der BFH und stellte klar, dass eine Ge-
winnhinzurechnung auch ausgeschlos-
sen ist, wenn – unabhängig von einer 
Entnahme – eine Außenhaftung des 
Kommanditisten besteht. Dies ergebe 
sich aus dem Zweck der Vorschrift: 
§ 15a Abs. 3 EStG soll eine Umgehung 
des Verlustausgleichsverbots für 
Kommanditisten des § 15a Abs. 1 EStG 
verhindern. Demnach können auf den 
Kommanditisten entfallende Verluste 
nur bis zur Höhe seiner Haftung steuer-
lich berücksichtigt werden. Die Ver-
lustverrechnungsmöglichkeit soll nicht 
durch etwaig nur kurzfristig getätigte 
Einlagen erhöht werden können. Die  
Regelungen für die Gewinnhinzurech-
nung nach § 15a Abs. 3 EStG stünden 
damit in einem unmittelbaren Bezug  
zu den Regeln des Verlustausgleichs 
nach § 15a Abs. 1 EStG. Gemäß  
§ 15a Abs. 1 Satz 2 EStG führt explizit 
eine überschießende Außenhaftung 
gemäß § 171 Abs. 1 HGB zur Ausgleichs-
fähigkeit von Verlusten, da der Kom-
manditist durch diesen Verlust wirt-

schaftlich belastet ist. Diese Wertung 
sei auf § 15a Abs. 3 EStG zu übertragen, 
und zwar auch dann, wenn die Außen-
haftung nicht durch Entnahmen begrün-
det wurde, sondern eine Einlage nie 
erbracht wurde und die Haftung damit 
(durchgehend) gemäß § 171 Abs. 1 HGB 
bestanden hat. 

Hinweis: Laut BFH kann somit grund-
sätzlich auch durch eine Erhöhung  
der Haftsumme erst im Jahr der Ein-
lageminderung eine Gewinnhinzu- 
rechnung nach § 15a Abs. 3 EStG  
vermieden werden.
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Teilabzugsverbot für innerorganschaftliche Zinsaufwendungen

Laut FG Münster gilt das Teilabzugsverbot des § 3c Abs. 2 EStG für Aufwendungen im Zusammenhang mit einem Beteiligungs-
erwerb auch dann, wenn es sich um Zinszahlungen von der Organgesellschaft an den Organträger handelt, sodass diese im 
Ergebnis nur zu 60 % steuermindernd berücksichtigt werden können. 

Im Urteilsfall bestand zwischen einer 
GmbH als Organgesellschaft und einer 
gewerblich tätigen KG als Organträgerin 
eine ertragsteuerliche Organschaft.  
Die Organträgerin gewährte der Organ-
gesellschaft ein verzinsliches Darlehen 
zum Erwerb von Anteilen an einer aus-
ländischen Kapitalgesellschaft. Die Darle-
henszinsen wurden bei der Organträgerin 
als Einnahmen erfasst. Strittig war, ob 
die Zinsaufwendungen der Organgesell-
schaft, die der Organträgerin zugerech-
net wurden, dem Teilabzugsverbot  
des § 3c Abs. 2 Satz 1 EStG i. V. m.  
§ 15 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 KStG unterliegen. 

Eine Organschaft führt grundsätzlich  
zur Zuweisung des auf Ebene der 
Organgesellschaft ermittelten Einkom-
mens zum Organträger. Allerdings gilt 
bei der Ermittlung des Einkommens der 
Organgesellschaft eine Besonderheit: 
Die Steuerbefreiung von Erträgen aus 
Beteiligungen an anderen Kapitalgesell-
schaften nach § 8b KStG ist auf Ebene 
der Organgesellschaft selbst nicht  
an zuwenden (§ 15 Satz 1 Nr. 2 Satz 1  
EStG). Die Beteiligungserträge werden 
daher zunächst voll im abzuführen- 
den Einkommen der Organgesell- 

schaft erfasst und erst auf Ebene  
des Organträgers entsprechend der 
Rechtsform des Organträgers besteuert 
(§ 15 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG). Ist der 
Organträger wie hier eine Personen-
gesellschaft, deren Gesellschafter 
natürliche Personen sind, sind die Be-
teiligungserträge nach dem sog. Teilein-
künfteverfahren zu 40 % steuerfrei. 

Mit Urteil vom 20.11.2024 (Az. 9 K 1908/21 F,  
DStR 2025, S. 444) hat das FG Münster 
entschieden, dass korrespondierend 
40 % der Zinsaufwendungen steuerlich 
nicht abzugsfähig sind (Teilabzugsverbot 
des § 3c Abs. 2 EStG). Denn die Zins-
aufwendungen stünden im wirtschaft-
lichen Zusammenhang mit den teilweise 
steuerbefreiten Beteiligungserträgen, 
da das Darlehen von der Organgesell-
schaft zum Erwerb der ausländischen 
Kapitalgesellschaft verwendet wurde. 
Der Auffassung der Organgesellschaft, 
dass ihre Zinsaufwendungen und der 
Zinsertrag der Organträgerin vor einer 
Anwendung des § 15 S. 1 Nr. 2 Satz 2 
KStG wegen der eintretenden Konfu-
sion zu saldieren seien und damit kein 
Zinsaufwand verbleiben würde, auf den 
das Teilabzugsverbot des § 3c Abs. 2 

EStG angewendet werden könne, folgte 
der Senat nicht. Weder § 14 KStG  
noch § 15 KStG sei eine solche Konsoli-
dierung zu entnehmen. Laut dem  
FG Münster werden Transaktionen 
zwischen Organträger und Organ-
gesellschaft nicht ausgeglichen oder 
auf andere Weise für steuerliche  
Zwecke eliminiert. 

Gegen das Urteil ist die Revision beim 
BFH unter dem Az. I R 27/24 anhängig. 

Hinweis: Wäre die Organträgerin im 
Streitfall eine Kapitalgesellschaft,  
würden die Beteiligungserträge dem 
Regime des § 8b KStG unterliegen.  
Das Abzugsverbot des § 3c EStG ist  
in diesem Fall nicht anzuwenden, d. h.  
der tatsächliche Betriebsausgaben-
abzug wird durch die Steuerfr eistellung  
von 95 % der Beteiligungserträge bei 
einer Kapitalgesellschaft als Organ -
träger nicht beschränkt. 
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Forderungsverzicht eines GmbH-Gesellschafters  
gegen Besserungsschein
Der BFH bestätigt seine Rechtsprechung, wonach der Verlust aus einem auflösend bedingten Forderungsverzicht eines  
GmbH-Gesellschafters bereits im Zeitpunkt des Verzichts zu berücksichtigen ist. Daraus ergeben sich in Höhe des nicht  
mehr werthaltigen Teils der Forderung negative Einkünfte aus Kapitalvermögen. 

Im Streitfall hielt ein Gesellschafter eine 
Minderheitsbeteiligung (zuletzt 11,16 %)  
an einer GmbH, der er ein nachrangiges 
Darlehen gewährte. Zudem war der 
Gesellschafter als Geschäftsführer der 
GmbH tätig, woraus er Einnahmen aus 
nichtselbständiger Arbeit bezog. Im 
Streitjahr verzichtete er gegenüber  
der GmbH auf alle Ansprüche aus dem 
Darlehensvertrag, wobei der Verzicht 
unter der auflösenden Bedingung erklärt 
wurde, dass die GmbH wirtschaftlich  
und finanziell zur Rückzahlung des Darle-
hens in der Lage wäre (sog. Besserungs-
schein). Der Gesellschafter machte den 
Verlust aus dem Darlehensverzicht  
in voller Höhe als Werbungskosten bei 
den Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit geltend. Das Finanzamt vertrat 
hingegen die Auffassung, dass insge-
samt eine verdeckte Einlage gegeben sei.

Laut Urteil des BFH vom 19.11.2024  
(Az. VIII R 8/22, DStR 2025, S. 256) ist 
der Forderungsverzicht den Einkünf- 
ten aus Kapitalvermögen zuzuordnen 

und im Streitjahr zu berücksichtigen.  
In Höhe des werthaltigen Teils der  
Forderung liegt eine verdeckte Einlage 
vor, die nach den einschlägigen Rege-
lungen zur Bewertung dieser Einlage  
(§ 20 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 Satz 2 EStG) 
zu einem Einlagegewinn von 0 Euro 
führt. Der nicht werthaltige Teil ist als 
Abtretungsverlust bei den Einkünften 
des Gesellschafters aus Kapitalver- 
mögen zu berücksichtigen (§ 20 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 EStG). 

Wie der BFH bereits für die Ebene der 
Gesellschaft entschieden hat (BFH-
Urteil vom 24.10.2017, Az. VIII R 19/16, 
BStBl. II 2019, S. 34, Rz. 29), ist dieser 
Verlust bereits im Zeitpunkt des Ver-
zichts zu berücksichtigen und nicht erst 
dann, wenn feststeht, dass die Bedin-
gung nicht mehr eintreten wird. 

Weiter weist der BFH darauf hin,  
dass der verzichtende Gläubiger beim 
Verzicht unter Besserungsvorbehalt 
zivilrechtlich zwar eine Besserungs-
anwartschaft erwirbt. Laut BFH kommt 

jedoch eine Aufspaltung der auf den 
nicht werthaltigen Teil der Forderung 
entfallenden Anschaffungskosten auf 
diese Besserungsanwartschaft mit  
einer entsprechenden Kürzung des  
Verlusts nicht in Betracht. Die Anwart-
schaft ist vielmehr eigenständig zu 
bewerten, wobei der Wert mit 0 Euro 
anzusetzen ist. 

Schließlich werden die negativen Ein-
künfte im Streitfall auch nicht durch  
§ 17 EStG in gewerbliche Einkünfte 
umqualifiziert, da die Regelung zu 
nachträglichen Anschaffungskosten 
nach § 17 Abs. 2a EStG noch nicht  
anwendbar war. Auch sind nach der  
bisherigen Rechtsprechung des BFH  
keine nachträglichen Anschaffungs-
kosten wegen eines in der Krise der 
Gesellschaft gewährten Darlehens  
gegeben, weil im Streitjahr die GmbH-
Beteiligung weder veräußert noch  
die GmbH aufgelöst wurde.  
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Veräußerung eines mit atypischer Unterbeteiligung  
belasteten Kommanditanteils
Der Gewinn aus der Veräußerung eines Kommanditanteils, der teilweise mit einer atypischen Unterbeteiligung belastet ist, 
unterliegt der Gewerbesteuer. Dies gilt nicht nur für den Veräußerungsgewinn, der auf den „belasteten“, sondern auch für  
den Veräußerungsgewinn, der auf den „unbelasteten“ Kommanditanteil entfällt, so der BFH.

Nach § 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG gehört 
zum Gewerbeertrag (auch) der Gewinn 
aus der Veräußerung des Anteils eines 
Mitunternehmers an einer Mitunter-
nehmerschaft, soweit der Gewinn nicht 
auf eine natürliche Person als unmit-
telbar beteiligtem Mitunternehmer 
entfällt. Für lediglich mittelbar beteiligte 
natürliche Personen ist hingegen keine 
Gewerbesteuerfreiheit vorgesehen.

Im Streitfall hat eine natürliche Person 
(„W“) den Kommanditanteil an einer 
gewerblich tätigen GmbH & Co. KG 
(„Hauptgesellschaft“) veräußert.  
Der veräußerte Kommanditanteil  
war zum Veräußerungszeitpunkt  
(teilweise) mit einer atypischen Unter-
beteiligung belastet. Bei den Unter-
beteiligten handelte es sich ebenso  
um natürliche Personen.

Der BFH folgerte aus diesen Betei-
ligungsverhältnissen mit Urteil vom 
21.11.2024 (Az. IV R 26/22), dass  
eine doppelstöckige Personengesell-
schaft (Mitunternehmerschaft) vorlag. 

Zwar handele es sich bei W und den 
Unterbeteiligten um natürliche Perso-
nen, allerdings fehle es an einer nach  
§ 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG erforderlichen 
unmittelbaren Beteiligung an der Haupt-
gesellschaft. Vielmehr seien sowohl 
der Hauptbeteiligte als auch die Unter-
beteiligten mittelbar über die Unter-
beteiligungsgesellschaft an der Haupt-
gesellschaft beteiligt gewesen. Der 
Kommanditanteil sei als zivilrechtlich  
unteilbarer Anteil an der Hauptgesell-
schaft in Gänze, d. h. entgegen der 
Auffassung der Vorinstanz, auch der 
„unbelastete“ Teil des Kommanditan-
teils, der Unterbeteiligungsgesellschaft 
(fiktiv) als eigenes Betriebsvermögen 
zuzurechnen, sodass steuerlich die 
Unterbeteiligungsgesellschaft (und  
nicht der zivilrechtliche Anteilsinhaber) 
den Tatbestand der Beteiligungsveräu-
ßerung verwirklicht habe. Folglich ent-
falle der Gewinn aus der Veräußerung 
des Kommanditanteils nicht unmittel-
bar auf eine natürliche Person und  
sei mithin gewerbesteuerpflichtig. 

Hinweis: Der Anwendung des  
§ 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG steht nach  
Ansicht des BFH auch nicht entgegen, 
dass es sich bei der Unterbeteiligungs-
gesellschaft um eine reine Innengesell-
schaft handelt.
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Gewerbesteueranrechnung bei Erlass festgesetzter Gewerbesteuer

Das BMF modifiziert seine bisherige Aussage zur Ermittlung des Ermäßigungshöchstbetrags bei der Anrechnung der Gewer-
besteuer auf die Einkommensteuer, wenn festgesetzte Gewerbesteuer erlassen wird oder Zahlungsverjährung eintritt.

Gemäß § 35 EStG kann die Gewer-
besteuer auf die Einkommensteuer 
angerechnet werden, um eine Doppel-
belastung abzumildern. Die Steuer-
ermäßigung ist dabei auf die tatsächlich 
zu zahlende Gewerbesteuer begrenzt 
(Ermäßigungshöchstbetrag). 

Bislang behandelte das BMF den Erlass 
von Gewerbesteuer im Rahmen einer 
Billigkeitsmaßnahme im Erhebungs-
verfahren als rückwirkendes Ereignis, 

sodass sich der Ermäßigungshöchstbe-
trag der Anrechnung der Gewerbesteuer 
auf die Einkommensteuer entspre-
chend reduzierte (BMF-Schreiben vom 
03.11.2016, BStBl. I 2016, S. 1187, Rz. 6).

Diese Aussage modifiziert das BMF  
nun mit Schreiben vom 24.02.2025  
(Az. IV C 6 – S 2296-a/00031/001/005) 
dahingehend, dass der Erlass festge-
setzter Gewerbesteuer sowie die Zah-
lungsverjährung von Gewerbesteuer-

beträgen nicht mehr bei der Ermittlung 
der tatsächlich zu zahlenden Gewerbe-
steuer als Ermäßigungshöchstbetrag 
nach § 35 Abs. 1 Satz 5 EStG zu berück-
sichtigen ist. 

Hinweis: Da das BMF-Schreiben vom 
03.11.2016 nur hinsichtlich dieser Aus-
sage geändert würde, dürfte insoweit 
die Vorgabe der Anwendung „in allen 
offenen Fällen“ maßgeblich sein (BMF-
Schreiben vom 03.11.2016, Rz. 34). 

 ■ Arbeitnehmerbesteuerung

Berücksichtigung der tatsächlichen Fahrtkosten  
eines Teilzeitstudierenden 
Laut BFH können bei einem Teilzeitstudium die tatsächlichen Fahrtkosten zur Universität steuerlich als Werbungskosten  
abgesetzt werden, anstatt nur die Entfernungspauschale zu berücksichtigen.

Entscheidend für die Höhe der steuer-
lichen Abzugsfähigkeit von Fahrtkosten 
als Werbungskosten bei den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit ist, ob 
es sich um Fahrten zur ersten Tätig-
keitsstätte oder um beruflich veran-
lasste Fahrten zu anderen Arbeitsorten 
handelt. Während für Fahrten zur ersten 
Tätigkeitsstätte lediglich die Entfer-
nungspauschale für den einfachen  
Weg zur Arbeit geltend gemacht werden 
kann (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG), 
können für andere berufliche Fahrten 
die tatsächlichen Aufwendungen für 
Hin- und Rückfahrt, oder wahlweise 
pauschalierte Kilometersätze nach dem 
Bundesreisekostengesetz angesetzt 
werden (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a EStG). 

Nach § 9 Abs. 4 Satz 8 EStG gilt als erste 
Tätigkeitsstätte auch eine Bildungsein- 
richtung, die außerhalb eines Dienst-
verhältnisses zum Zwecke eines Voll-
zeitstudiums oder einer vollzeitigen 
Bildungsmaßnahme aufgesucht wird, 
sodass in diesen Fällen die Fahrtkosten 
auf den Ansatz der Entfernungspau-
schale begrenzt sind. 

Mit Urteil vom 24.10.2024 (Az. VI R 7/22, 
DStR 2025, S. 201) hat der BFH klar-
gestellt, dass diese Regelung nur für ein 
Studium gilt, das eine zeitlich vollum-
fängliche Widmung erfordert. Irrelevant 
sei hingegen, ob neben dem Studium 
ein Beschäftigungsverhältnis besteht. 
Da der Kläger neben seiner beruflichen 
Tätigkeit ein Studium in einem zeitlichen 

Umfang von etwa 20 Stunden wöchent-
lich absolvierte, wertete der BFH dies  
als Teilzeitstudium. Damit war die Uni-
versität nicht als erste Tätigkeitsstätte 
anzusehen und der Kläger konnte somit 
die tatsächlichen Fahrtkosten nach  
Reisekostengrundsätzen ansetzen.

Hinweis: Da es sich im Streitfall um  
eine Zweitausbildung handelte, stellten 
die Fahrtkosten unstreitig (vorab ent-
standene) Werbungskosten dar. Kosten 
einer Erstausbildung hingegen stellen 
keine Werbungskosten dar und können 
nur begrenzt, als Sonderausgaben  
geltend gemacht werden. 
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Unrichtiger Steuerausweis bei übernommenen Verträgen

Der Grundstückserwerber haftet nicht für einen unrichtigen Umsatzsteuerausweis in den vom Voreigentümer übernommenen 
Mietverträgen.

In dem Urteilsfall erstand der Erwerber 
im Rahmen eines Zwangsversteige-
rungsverfahrens ein mehrstöckiges  
Bürogebäude. Die Gebäudeflächen 
waren an unterschiedliche Mieter ver-
mietet. In den durch den Voreigentümer 
abgeschlossenen Mietverträgen, in die 
der Erwerber eintrat, wurde jeweils 
Umsatzsteuer gesondert ausgewiesen. 
Teilweise handelte es sich hierbei um 
unrichtig ausgewiesene Steuerbeträge.

Der Erwerber behandelte die Mieten  
als umsatzsteuerfrei. Streitig war, ob  
er nach § 14c Abs. 1 Satz 1 UStG für  
die in den übernommenen Verträgen 
ausgewiesenen Steuerbeträgen als 
Steuerschuldner zu behandeln war.

In seinem Urteil vom 05.12.2024  
(Az. V R 16/22, DStR 2025, S. 515)  
lehnt der BFH eine solche Steuerschuld 
des Erwerbers ab.

Die Inanspruchnahme der in einer  
Rechnung als Aussteller bezeichneten 
Person für den unrichtigen Steueraus-
weis setze voraus, dass diese Person  
an der Erstellung der Rechnung mitge-
wirkt hat oder dass ihr die Ausstellung 
durch einen anderen zuzurechnen ist.  
Da der Erwerber in die bestehenden 
Mietverträge eintrat, sei er nicht an 
deren Erstellung beteiligt gewesen und 
habe die Steuerbeträge nicht selbst –  
im eigenen Namen – unrichtig ausge-
wiesen. Zudem könne dem Erwerber 
die Ausstellung der Rechnungen weder 
nach den zivilrechtlichen Vorschriften 
zur Überleitung von Mietverträgen bei 
Grundstücksveräußerungen noch nach 

den umsatzsteuerlichen Regelungen 
zur Geschäftsveräußerung im Ganzen 
zugerechnet werden. Die Einzelrechts-
nachfolge nach § 1 Abs.1a UStG betreffe 
nicht die Steuerschuld nach § 14c UStG.

Hinweis: Aus dem Urteil geht nicht her- 
vor, ob der Voreigentümer des Grund-
stücks die unrichtig ausgewiesene 
Steuer auch nach der Veräußerung 
schuldet.

 ■ Umsatzsteuer

ViDA-Paket passiert Rat der Europäischen Union

Der Rat der Europäischen Union stimmte am 11.03.2025 dem ViDA-Paket in der am 12.02.2025 durch das Europäische  
Parlament beschlossenen Fassung zu.

Das nun beschlossene ViDA-Paket  
besteht im Wesentlichen aus drei Teilen: 

 � Einführung von digitalen Melde- 
pflichten auf Basis elektronischer 
Rechnungen von Unternehmern,  
die Lieferungen oder sonstige  
Leistungen an Unternehmer in  
anderen EU-Mitgliedstaaten  
erbringen, ab 01.07.2030

 � Verbesserung und Ausweitung  
der One-Stop-Shops zur einmaligen 
Registrierung in einem EU-Mitglied-
staat schrittweise ab 01.01.2027

 � Verpflichtung von Plattformbetrei-
bern zur Zahlung der Mehrwert-
steuer für Kurzzeitvermietungen  
und Passagiertransportleistungen  
ab 01.07.2028 (Option der EU-Mit-
gliedstaaten einer Anwendung erst  
ab 01.01.2030). 

Hinweis: Die genannten Neuerungen 
schlagen sich insb. in Änderungen  
der Mehrwertsteuersystemrichtlinie 
nieder, die noch in nationales Recht  
umgesetzt werden müssen. Einzel- 
heiten hierzu lesen Sie hier. 
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Umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage bei strafrechtlicher  
Einziehung von Bestechungsgeldern 
Vereinnahmte Bestechungsgelder unterliegen grundsätzlich der Umsatzsteuer. Die Bemessungsgrundlage ist jedoch  
um strafrechtlich eingezogene Beträge zu mindern. 

In dem Urteilsfall erhielt ein Projekt-
manager in der Immobilienbranche  
von Bauunternehmen im Gegenzug  
für Auftragserteilungen kostenlose 
Leistungen für einen privaten Haus -
bau. Hierfür wurde er u. a. wegen  
Bestechlichkeit im geschäftlichen  
Verkehr zu einer Freiheitsstrafe ver-
urteilt und die Bestechungsgelder auf 
gerichtliche Anordnung eingezogen.

Mit Urteil vom 25.09.2024 (Az. XI R 6/23,  
DStR 2025, S. 460) entschied der  
BFH, dass die Bestechungsgelder bzw. 

Zuwendungen der beauftragten  
Unternehmen Entgelt für steuerpflich-
tige Leistungen in Form der Verschaf-
fung von Vorteilen im Auftragsverga-
beprozess darstellen, obwohl es sich  
um illegale Zahlungen handelt. 

Die Bemessungsgrundlage für die  
zu entrichtende Umsatzsteuer sei  
jedoch um die Beträge zu mindern,  
die strafrechtlich eingezogen und  
an die Landesjustizkasse entrichtet 
wurden. 

Dies führe zu einer Berichtigung der 
festgesetzten Umsatzsteuer zum  
Zeitpunkt der Einziehung der Beträge. 
Unbeachtlich sei, dass diese Beträge 
nicht an die leistenden Unternehmen 
zurückbezahlt werden, sondern in  
der Staatskasse verbleiben.

Hinweis: Die Sache war nicht spruch - 
reif und wurde zur weiteren Tatsachen- 
feststellung an das Finanzgericht  
zurückverweisen.

E-Rechnungen: Aufbewahrungserleichterungen für Kleinunternehmer

Seit diesem Jahr müssen auch Kleinunternehmer E-Rechnungen empfangen können. Hinsichtlich der Aufbewahrung  
von E-Rechnungen schafft die Finanzverwaltung nun eine Vereinfachungsregelung für Kleinunternehmer.

Obwohl umsatzsteuerliche Kleinunter- 
nehmer von der verpflichtenden Aus-
stellung elektronischer Rechnungen 
befreit sind, müssen sie seit 01.01.2025 
in der Lage sein, elektronische Rechnun-
gen zu empfangen, zu verarbeiten und 
zu archivieren.

Dabei gilt auch für E-Rechnungen die 
umsatzsteuerliche Aufbewahrungsfrist 
von acht Jahren. Hinsichtlich der Archi-
vierung empfangener E-Rechnungen 
gibt die Finanzverwaltung vor, dass der 
strukturierte Teil einer E-Rechnung so 
aufzubewahren ist, dass dieser in seiner 
ursprünglichen Form vorliegt und die 
Anforderungen an die Unveränderbar-
keit erfüllt werden. Zudem muss eine 
maschinelle Auswertbarkeit seitens der 
Finanzverwaltung sichergestellt sein. 
Sofern in einem zusätzlich übersandten 

Dokument wie dem Bildteil einer hybri-
den Rechnung Aufzeichnungen enthal-
ten sind, die für die Besteuerung von  
Bedeutung sind, z. B. Buchungsvermer-
ke, sind diese ebenfalls so aufzubewah-
ren, dass sie in ihrer ursprünglichen  
Form vorliegen und die Anforderungen 
an die Unveränderbarkeit erfüllt wer-
den (BMF-Schreiben vom 15.10.2024, 
BStBl. I 2024, S. 1320 Rn. 60 und  
BMF-Schreiben vom 28.11.2019,  
BStBl. I 2019, S. 1269, Rn. 131 und 133).

Damit stellt die Finanzverwaltung  
klar, dass die Grundsätze zur ordnungs-
mäßigen Führung und Aufbewahrung 
von Büchern, Aufzeichnungen und 
Unterlagen in elektronischer Form  
sowie zum Datenzugriff (GoBD) auch  
für E-Rechnungen gelten.

Für Kleinunternehmer hat die Finanz-
verwaltung jedoch insofern eine Ver-
einfachungsregelung zur Archivierung 
von E-Rechnungen getroffen, als deren 
Speicherung und Archivierung außer-
halb eines GoBD-konformen Datenver-
arbeitungssystems bei Kleinunterneh-
mern regelmäßig keinen Verstoß gegen 
die Aufbewahrungspflicht von Rechnun-
gen begründet.

Hinweis: Diese Regelung geht aus  
einem FAQ der Finanzverwaltung zu 
Fragen zur Einführung der E-Rechnung 
hervor, die das BMF auf ihrer Website 
veröffentlicht haben. Der bloße Ver-
stoß gegen eine Aufbewahrungspflicht 
führt dem BMF zufolge im Übrigen  
nicht zum Verlust des Vorsteuer- 
abzugsrechts aus dem Beleg.
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 ■ Internationales Steuerrecht – im Focus

Good-bye Deutschland: Vorsicht Wegzugsbesteuerung 

Immer mehr Personen entscheiden sich dafür, ihren Horizont durch Auslandsaufenthalte zu erweitern bzw. ihre Karriere  
international auszurichten. Darüber hinaus steigt die Zahl derjenigen, die auf der Suche nach besseren Lebens- oder  
Geschäftsbedingungen Deutschland dauerhaft den Rücken kehren. Im Jahr 2023 wanderten knapp 1,3 Mio. Menschen  
aus Deutschland aus. Die Top 3 Auswandererziele waren die Schweiz, Österreich und die USA. 

Bei der Planung einer Auswanderung ist 
vieles zu bedenken – auch steuerliche 
Aspekte spielen eine große Rolle. Dabei 
ist ein besonderes Augenmerk auf die 
Wegzugsbesteuerung zu legen. 

Wer ist von der Wegzugsbe-
steuerung persönlich betroffen?

Zur Wegzugsbesteuerung kann es kom-
men, wenn die unbeschränkte Steuer-
pflicht in Deutschland durch Wegzug, 
also durch die Aufgabe des Wohnsitzes 
oder gewöhnlichen Aufenthalts, beendet 
wird. Betroffen sind Personen, die inner-
halb der letzten zwölf Jahre insgesamt 
mindestens sieben Jahre unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig in Deutsch-
land waren. 

Hinweis: Auch Zuzügler, die z. B. aus 
beruflichen Gründen nach Deutschland 
kommen und für insgesamt mindes-
tens sieben Jahre innerhalb von zwölf 
Jahren bleiben, unterliegen der Weg-
zugsbesteuerung.  

In welchen Fällen greift die Weg-
zugsbesteuerung?

Es kommt zu einer Wegzugsbesteue-
rung, wenn die betreffende Person zu 
irgendeinem Zeitpunkt in den letzten 
fünf Jahren vor dem Wegzug im Privat-
vermögen Beteiligungen an Kapitalge-
sellschaften von mindestens 1 % sowie 
aufgrund einer Änderung im Jahres-
steuergesetz 2024 Beteiligungen an 
Investmentfonds hält. 

Hinweis: Aufgrund dieser Gesetzesän-
derung unterliegen seit dem 01.01.2025 
grundsätzlich auch unmittelbar im steu-
erlichen Privatvermögen oder über eine 
vermögensverwaltende Personengesell-
schaft gehaltene Anteile an (Spezial-)
Investmentfonds der Wegzugsbesteue-
rung. Betroffen sind sowohl Anteile an 
inländischen wie auch an ausländischen 
(Spezial-)Investmentfonds. Anteile an 
Spezial-Investmentfonds fallen stets 
unter die Wegzugsbesteuerung. Bei An- 
teilen an Investmentfonds gilt dies nur, 
wenn die Beteiligung mindestens 1 % der  
ausgegebenen Investmentanteile um-
fasst oder die Anschaffungskosten  
der Anteile mindestens 500.000 Euro 
betragen. 

Folgen der Wegzugsbesteuerung

Kommt es zur Wegzugsbesteuerung, 
sind zum Zeitpunkt des Wegzugs sämt- 
liche stille Reserven in den Beteiligungen/
Fondsanteilen aufgrund einer gesetz- 
lichen Fiktion aufzulösen und der deut-
schen Wegzugsbesteuerung zu unter-
werfen. Die Folge ist, dass eine Steuer-
belastung entsteht, ohne dass es bei dem 
Steuerpflichtigen zu einem Liquiditäts-
zufluss kommt. Dabei wird ein Verkauf 
der Anteile zum aktuellen Marktpreis 
unter Berücksichtigung der historischen 
Anschaffungskosten fingiert. Veräuße-
rungsverluste werden dabei nicht erfasst. 

Hinweis: Durch die Fiktion von Verkäu-
fen im Wegzugsfall und deren Besteue-
rung soll vermieden werden, dass dem 
deutschen Fiskus das Besteuerungs-
recht an dem Wertzuwachs der Anteile 
verloren geht. 

Bei der Wegzugsbesteuerung gilt  
also nicht: „Wer Gewinn gemacht hat, 
kann auch Steuern zahlen“, sondern 
„Wer einen fiktiven Veräußerungs-
gewinn erzielt, muss zusehen, mit  
welcher Liquidität er die reelle Steuer-
last begleicht“. 

Weitere Konstellationen der 
Wegzugsbesteuerung

Die Wegzugsbesteuerung wird nicht 
nur ausgelöst, wenn ein unbeschränkt 
Steuerpflichtiger seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutsch-
land aufgibt, sondern auch, wenn die 
Anteile an dem Investmentfond bzw. 
der Kapitalgesellschaft an eine nicht 
unbeschränkt steuerpflichtige Person 
verschenkt oder vererbt werden. 

Auch kommt es zur Wegzugsbesteue-
rung, wenn das deutsche Besteue-
rungsrecht für Gewinne aus dem Ver-
kauf der Anteile ausgeschlossen oder 
beschränkt wird. Dies ist etwa dann  
der Fall, wenn der Wegzug in einen Staat 
erfolgt, mit dem ein Doppelbesteue-
rungsabkommen besteht, aber eine 
Wohnung in Deutschland beibehalten 
wird, sodass hier die unbeschränkte 
Steuerpflicht fortbesteht. 

Hinweis: Da Doppelbesteuerungsab-
kommen gewöhnlich dem Zuzugsstaat 
das Besteuerungsrecht aus Anteilsver-
käufen zuweisen, wird das deutsche  
Besteuerungsrecht ausgeschlossen. 
Dies soll verhindert werden. Das Beibe-
halten einer Wohnung in Deutschland  
ist also in der Regel nicht dazu geeignet, 
die Wegzugsbesteuerung zu vermeiden. 

 ■ novus | Steuerrecht

19



Nachträglicher Wegfall der Weg-
zugsbesteuerung 

Ist der Steuerpflichtige nur vorüber-
gehend abwesend und kehrt er inner-
halb von sieben Jahren nach seinem 
Wegzug nach Deutschland zurück, 
entfällt die Wegzugssteuer rückwirkend. 
Der Zeitraum kann auf Antrag um fünf 
Jahre verlängert werden. Spätestens  
mit der Einreichung des Verlängerungs-
antrags sollte eine Rückkehrabsicht  
des Steuerpflichtigen gegenüber dem 
zuständigen Finanzamt dokumentiert 
werden. Auf Antrag und ggf. gegen 
Sicherheitsleistung ist eine Steuerstun-
dung für den Sieben- bzw. den verlän-
gerten Zeitraum möglich. Diese Rege-
lung gilt jedoch u. a. dann nicht, wenn 
die Anteile während der Abwesenheit 
veräußert wurden. 

Hinweis: Umgekehrt ist aber zu beach-
ten, dass unter Umständen der ehe-
malige Zuzugsstaat Wegzugssteuer 
bei einer Rückkehr nach Deutschland 
erhebt. 

Handlungsempfehlungen 

Die Problematik der Wegzugsbesteue-
rung kann das Abenteuer Ausland  
im Ergebnis sehr teuer machen. Vor 
diesem Hintergrund gilt es, rechtzeitig 
vorzusorgen. In der Praxis bewährt ist 
u. a. bei im Privatvermögen gehaltenen 
Kapitalgesellschaftsbeteiligungen die 
Etablierung einer geschäftsleitenden 
Holding KG im Inland und die Bündelung 
der Anteile in dieser Holding KG. 

Durch Ausweitung der Wegzugs-
besteuerung auf Anteile an Invest-
mentfonds im Zuge des Jahres-
steuergesetzes 2024 werden sich die 
Besteuerungsfälle vervielfachen. Das 
Thema Wegzugssteuer wird durch die 
zunehmende Mobilität der Menschen  
in Deutschland zudem potenziert und 
zukünftig weiter an Brisanz gewinnen.

Werden Anteile im Privatvermögen 
gehalten, sollten sowohl ein vorüber-
gehender Auslandsaufenthalt als auch 
ein dauerhafter Wegzug aus Deutsch-
land nicht ohne vorherige steuerliche 
Beratung erfolgen. Dies gilt auch, wenn 
nicht die aktuellen Eigentümer von 
Fonds- oder Kapitalgesellschaftsan-
teilen ins Ausland verziehen, sondern 
deren Erben. 

Hinweis: Auch in unserer aktuellen Folge 
des RSM Ebner Stolz Mittelstandstalks 
mit Christof Zondler, Partner bei RSM 
Ebner Stolz in Stuttgart, geht es um die 
steuerlichen Folgen eines Wegzugs aus 
Deutschland. Hören Sie doch einfach rein. 
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 ■ Internationales Steuerrecht – News

Stand der Doppelbesteuerungsabkommen zum 01.01.2025

Das BMF gibt alljährlich, so auch zum 01.01.2025, den Stand der von Deutschland vereinbarten DBA bekannt. Zudem wird über 
künftige Abkommen und laufende Verhandlungen informiert.

Der Stand der aktuell geltenden DBA kann 
dem BMF-Schreiben vom 20.01.2025  
(Az. IV B 2 – S 1301/01499/004/003) 
entnommen werden. 

Das BMF weist zudem auf das Mehrsei-
tige Übereinkommen vom 24.11.2016 zur 
Umsetzung abkommensbezogener Maß-
nahmen zur Verhinderung der Gewinn-
verkürzung und Gewinnverlagerung (MLI) 
hin, das in Deutschland mit dem MLI-An-

wendungsgesetz vom 20.06.2024 um-
gesetzt wurde. Das MLI sieht Modifikatio-
nen bei der Anwendung bestehender DBA 
vor, d. h. die darin enthaltenen Regelungen 
modifizieren entweder die Anwendung 
der Abkommensregelungen oder sind 
statt diesen anzuwenden. Ab wann die 
Modifikationen auf die betroffenen DBA 
angewendet werden, kann ebenfalls dem 
BMF-Schreiben entnommen werden. 

Hinweis: Darüber hinaus informiert  
das BMF darüber, dass das DBA mit 
Russland aufgrund der einseitigen  
Suspendierung durch Russland im  
Ergebnis derzeit nicht zur Anwendung 
kommt. Zudem wurde die Wirkung  
des mit der Republik Belarus verein-
barten DBA zum 01.01.2025 vollständig 
ausgesetzt.
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 ■ Immobilienbesteuerung

Keine Sonderabschreibung für Mietwohnungsneubau bei Abriss  
und Neubau
Laut FG Köln ist die Sonderabschreibung des § 7b EStG, die für Mietwohnungsneubau beansprucht werden  
kann, nicht zu gewähren, wenn ein zuvor bestehendes Gebäude abgerissen und anschließend neu gebaut wird,  
da in einer Gesamtbetrachtung kein zusätzlicher Wohnraum geschaffen wurde. 

Nach § 7b Abs. 1 EStG können für die 
Anschaffung oder Herstellung neuer 
Wohnungen, die innerhalb der EU be-
legen sind, im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung und in den folgenden drei 
Jahren Sonderabschreibungen von bis zu 
jährlich 5 % der Bemessungsgrundlage 
neben der allgemeinen AfA in Anspruch 
genommen werden. 

Das FG Köln setzte sich in seinem  
Urteil vom 12.09.2024 (Az. 1 K 2206/21, 
DStR 2025, S. 387) mit der Frage aus-
einander, wann eine Wohnung als „neu“ 
zu qualifizieren ist. Voraussetzung für die 
Sonderabschreibung ist u. a., dass eine 
neue, bisher nicht vorhandene Wohnung 
hergestellt wird (§ 7b Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
EStG). Diese Konkretisierung sei laut  
FG Köln entscheidend, da nur durch eine 
bisher nicht vorhandene Wohnung im 
Sinne einer „zusätzlichen“ Wohnung 
dem Lenkungszweck der Sonderab-
schreibung Rechnung getragen werden 
kann. Dieser besteht darin, neue Woh-

nungen durch eine gezielte steuerliche 
Förderung zu schaffen, um dem Mangel 
an bezahlbarem Wohnraum für Men-
schen mit geringem oder mittlerem 
Einkommen entgegenzuwirken. 

Nach Ansicht des FG Köln sind diese 
Voraussetzungen bei Abriss eines Einfa-
milienhauses (EFH) und anschließendem 
Neubau eines EFH grundsätzlich nicht 
erfüllt, da die Baumaßnahme im Ergebnis 
nicht zu zusätzlichem Wohnraum führe, 
sondern lediglich eine alte Wohnung 
durch eine neue ersetzt werden würde. 
Die Ersetzung führe nicht zu einer wei-
teren zählbaren Wohneinheit. Es sei  
insofern nicht eine zeitliche, sondern eine 
quantitative Auslegung der Regelung 
vorzunehmen. Es könne folglich nicht 
darauf abgestellt werden, dass für einen 
gewissen Zeitraum kein Haus auf dem 
Grundstück gestanden habe. Auch ein 
besserer Ausbau- und Energiestandard 
des Neubaus führe zu keiner anderen 
Beurteilung. Das FG Köln führt allerdings 

weiter aus, dass eine neu geschaffene 
Wohnung in Betracht kommen kann, 
wenn bestehender Wohnraum nach  
Sanierung erstmalig dem Wohnungs-
begriff genügt.

Hinweis: Mit dem JStG 2022 wurden 
noch zusätzliche energetische Anforde-
rungen an die neue Wohnung eingeführt, 
die im vorliegenden Urteilsfall in zeitlicher 
Hinsicht noch nicht anzuwenden waren. 

Für die Praxis ergibt sich aus dem  
FG-Urteil eine nicht unerhebliche Rechts- 
unsicherheit bei Anwendung der Son-
derabschreibung. Insb. für Investoren, die 
regelmäßig auf die Informationen des 
Verkäufers angewiesen sein werden, ob 
eine Wohnung neu ist, also bisher nicht 
in Form eines vorgehenden Altbaus vor-
handen war. Das Verfahren ist derzeit 
anhängig beim BFH (Az. IX R 24/24).  
Es bleibt daher abzuwarten, ob die 
Aussagen des FG Köln Bestand haben 
werden.
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Zahlungen in die Erhaltungsrücklage  
einer Wohnungseigentümergemeinschaft
Zahlungen in die Erhaltungsrücklage einer Wohnungseigentümergemeinschaft können im Rahmen der Vermietungseinkünfte 
nicht sofort bei Einzahlung als Werbungskosten abgezogen werden, sondern erst bei Mittelverwendung.

In seinem Urteil vom 14.01.2025  
(Az. IX R 19/24, DStR 2025, S. 452) hält 
der BFH an seiner bisherigen Auffassung 
fest, dass Zahlungen in die Erhaltungs-
rücklage (vormals Instandhaltungsrück-
lage) einer Wohnungseigentümerge-
meinschaft – bspw. über das monatliche 
Hausgeld – im Zeitpunkt der Einzahlung 
steuerlich noch nicht abziehbar sind. 
Werbungskosten bei den Einkünften  
aus Vermietung und Verpachtung lägen 
erst vor, wenn die Rücklage tatsächlich 
zur Finanzierung von Erhaltungsmaß-
nahmen entnommen wird. 

Der Werbungskostenabzug erfordere 
einen direkten wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit der Vermietungstätigkeit. 
Der Wohnungseigentümer könne zwar 

nicht mehr über die in die Erhaltungs-
rücklage eingezahlten Beträge verfügen, 
da diese der Eigentümergemeinschaft 
gehören. Die Zahlung resultierte laut  
BFH jedoch nicht aus der Vermietung, 
sondern aus der gesetzlichen Verpflich-
tung zur Bildung einer Erhaltungsrück-
lage. Ein Bezug zur Vermietungstätigkeit 
entstehe erst, wenn die Gemeinschaft 
die angesammelten Mittel für Erhal-
tungsmaßnahmen verausgabt.

Zudem stellt der BFH klar, dass auch  
die seit dem 01.12.2020 geltenden Rege-
lungen im Wohnungseigentumsgesetz, 
durch die der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft die volle Rechtsfähigkeit 
zuerkannt wurde, an der steuerlichen 
Beurteilung nichts ändert. 

Hinweis: Verkauft der Wohnungseigen-
tümer seine Immobilie, wird der Anteil an 
der Erhaltungsrücklage auf den Erwer-
ber übertragen. Dem Veräußerer bleibt 
der Werbungskostenabzug für die in die 
Erhaltungsrücklage eingezahlten, aber 
noch nicht verwendeten Beträge, damit 
endgültig verwehrt. Dies wird jedoch im 
Regelfall durch einen um die geleisteten 
Einzahlungen in die Erhaltungsrücklage 
erhöhten Verkaufspreis kompensiert. 

Erweiterte gewerbesteuerliche Grundbesitzkürzung  
bei unterjährigem Erwerb
Grundstücksunternehmen haben gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 ff. GewStG auf Antrag die Möglichkeit, eine vollständige Befreiung  
von der Gewerbesteuer durch eine erweiterte Kürzung zu erwirken, sofern sie ausschließlich eigenen Grundbesitz verwalten 
und nutzen. Sowohl das FG Berlin-Brandenburg als auch das FG Hamburg haben zu Detailfragen in Bezug auf diese Regelung 
entschieden.

Keine Anwendung bei unterjäh-
rigem Grundstückserwerb

In dem vom FG Berlin-Brandenburg 
entschiedenen Fall hatte eine GmbH 
Ende 2018 Grundstücke erworben mit 
der Absicht, diese langfristig zu halten 
und zu vermieten. Unmittelbar nach  
Erwerb hatte die GmbH diverse Maß-
nahmen zur Vorbereitung der Vermie-
tung der erworbenen Immobilien aus-
geführt. Der Übergang von Nutzen und 
Lasten der Grundstücke (= Übergang 
des wirtschaftlichen Eigentums) auf  
die GmbH erfolgte jedoch erst mehr  
als fünf Monate später und damit im 

Mai des Veranlagungszeitraums 2019. 
Die GmbH beantragte im Jahr 2019 die 
erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG. Das Finanzamt erkannte die  
erweiterte gewerbesteuerliche Kürzung 
im Rahmen der Veranlagung nicht an.

Die hiergegen gerichtete Klage wurde 
vom FG Berlin-Brandenburg mit Urteil 
vom 05.11.2024 (Az. 8 K 8179/22,  
DStR 2025, S. 400) als unbegründet 
zurückgewiesen: Der Begriff der Aus-
schließlichkeit in § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 
sei gleichermaßen qualitativ, quantitativ 
sowie zeitlich zu verstehen. In zeitlicher 
Hinsicht habe dies zur Folge, dass die 

GmbH während des gesamten Erhe- 
bungszeitraums der nach § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG begünstigten Tätigkeit nachge-
hen muss. Zwar sei es nicht erforderlich, 
dass die begünstigte Tätigkeit während 
des gesamten Erhebungszeitraums  
bestanden haben muss. Aber solange 
das Unternehmen während des Erhe- 
bungszeitraums überhaupt tätig ist, 
muss seine Haupttätigkeit in der schlich- 
ten Verwaltung und Nutzung eigenen 
Grundbesitzes durchgängig bestehen, 
um begünstigt zu sein. Dies war die 
ersten vier Monate vorliegend nicht der 
Fall. Die im Vorfeld des Nutzen-Lasten-
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Grunderwerbsteuer bei nachträglich vereinbarten Sonderwünschen 
beim Hausbau
Besteht ein rechtlicher Zusammenhang nachträglich vereinbarter Sonderwünsche mit dem Grundstückskaufvertrag,  
unterliegen dafür zu zahlende Entgelte der Grunderwerbsteuer. Diese sind dann in einem nachträglichen gesonderten  
Steuerbescheid zu erfassen.

Mit Urteil vom 30.10.2024 (Az. II R 15/22) 
entschied der BFH über den Erwerb 
eines Miteigentumsanteils an einem 
Grundstück verbunden mit dem Son-
dereigentum an zwei Wohnungen  
in einem durch den Veräußerer noch  
zu errichtenden Gebäude. Im Grund-
stückskaufvertrag war vorgesehen,  
dass Änderungswünsche des Käufers 
nur berücksichtigt werden können, 
wenn der Käufer die dadurch entstehen-
den Mehrkosten trägt. Zudem waren vor 
der Übergabe des Objekts Arbeiten zur 
Erfüllung der Sonderwünsche nur durch 
den Veräußerer auszuführen bzw. war 
die Zustimmung des Veräußerers bei 

Ausführung durch einen Dritten erfor-
derlich. Die vom Käufer nach Beginn der 
Rohbauarbeiten beauftragten Sonder-
wünsche wurden durch den Veräußerer 
umgesetzt und vom Käufer ein entspre-
chendes Entgelt gezahlt. Den dazu er-
gangenen, nachträglichen Grunderwerb-
steuerbescheid erkannte der BFH für 
rechtens an. Bei dem Entgelt handele 
es sich um eine Gegenleistung für den 
Grundstückserwerb, die der Käufer dem 
Veräußerer neben der beim Erwerbs-
vorgang vereinbarten Gegenleistung 
zusätzlich gewährt habe (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 
GrEStG). Der dazu erforderliche recht-
liche Zusammenhang bestehe darin,  

dass bereits im Erwerbsvertrag eine 
Kostenübernahmeverpflichtung des 
Käufers und bei Ausführung von Sonder-
wünschen eine grundsätzliche Bindung 
an den Veräußerer vorgesehen war.  

Zum selben Ergebnis kam der BFH in 
einem weiteren Urteil vom 30.10.2024 
(Az. II R 18/22, DStR 2025, S. 518). So  
wie im Vertrag bereits vereinbarte Son- 
derwünsche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 
GrEStG zu den übernommenen sons- 
tigen Leistungen zählen, werden  
nachträgliche Sonderwünsche von  
§ 9 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG erfasst. Der BFH 
bejahte auch hier den rechtlichen Zu-
sammenhang zwischen dem Erwerb 

Wechsels durchgeführten Tätigkeiten 
der GmbH stellten mangels wirtschaft-
lichen Eigentums keine „Verwaltung  
und Nutzung eigenen Grundbesitzes” 
dar, sodass das FG Berlin-Brandenburg 
die erweiterte Kürzung verneinte. 

Hinweis: Gegen das Urteil ist die Revision 
beim BFH unter dem Az. III R 40/24  
anhängig.

Mitvermietung von Betriebs-
vorrichtungen

Das FG Hamburg hatte über einen Fall 
zu entschieden, in dem die Klägerin eine 
Gewerbeimmobilie vermietete, zu der 
mehrere Lagerhallen gehörten. Zwei 
Lagerhallen waren zweigeschossig und 
verfügten jeweils über einen Lastenauf-
zug sowie über eine Paletten-Förderan-
lage, mit der die angelieferten Paletten in 
das Obergeschoss transportiert werden 
konnten. Fraglich war, ob hier eine aus-
schließliche Verwaltung und Nutzung 
eigenen Grundbesitzes gegeben war 

oder aber Betriebsvorrichtungen mit-
vermietet wurden. Eine solche Mitver-
mietung ist – jedenfalls bis einschließlich 
2020 – grundsätzlich kürzungsschäd-
lich. Betriebsvorrichtungen sind Maschi-
nen und sonstige Vorrichtungen aller 
Art, die zwar im Gebäude eingebaut sind, 
die aber unmittelbar der Ausübung des 
Gewerbes dienen.

Mit Urteil vom 15.05.2024 (Az. 2 K 
76/22) hat das FG Hamburg entschie-
den, dass die Paletten-Förderanlagen 
Betriebsvorrichtungen darstellen, 
da diese nicht in einem einheitlichen 
Nutzen- und Funktionszusammenhang 
zum Gebäude stehen, sondern in einem 
unmittelbaren und besonderen Verhält-
nis zu dem Gewerbebetrieb der Mieterin. 
Auch sei die Mitvermietung der Palet-
ten-Förderanlagen kein unschädliches 
Nebengeschäft. Solche sind anzuneh-
men, wenn sie der Verwaltung und Nut-
zung eigenen Grundbesitzes im engeren 
Sinne dienen und als zwingend not-

wendiger Teil einer wirtschaftlich sinn voll 
gestalteten eigenen Grundstücks-
verwaltung und -nutzung angesehen 
werden können. Dies sei im vorliegenden 
Fall allerdings nicht gegeben, da die 
Nutzung der Lagerhalle auch ohne die 
Paletten-Förderanlagen ausschließlich 
über die vorhandenen Lastenaufzüge 
wirtschaftlich sinnvoll möglich gewesen 
wäre. Folglich verwalte die Klägerin nicht 
nur eigenen Grundbesitz, sodass das 
FG Hamburg die erweiterte Kürzung der 
Gewerbesteuer versagte. 

Hinweis: Seit dem Erhebungszeitraum 
2021 steht die Mitvermietung von  
Betriebsvorrichtungen der erweiterten 
gewerbesteuerlichen Grundbesitz-
kürzung nicht entgegen, wenn die 
Einnahmen hieraus nicht höher als 5 % 
der Mieteinnahmen aus der Gebrauchs-
überlassung des Grundbesitzes sind  
(§ 9 Nr. 1 Satz 3 Buchst. c GewStG).

 ■ novus | Steuerrecht

23



 ■ novus | Steuerrecht

eines Grundstücks, auf dem durch den 
Veräußerer eine Doppelhaushälfte zu 
errichten war, und der nachträglichen Ver-
einbarung von Sonderwünschen, die insb. 
die Verwendung qualitativ höherwertiger 
Materialien betrafen, als sie in der dem 
Grundstückskaufvertrag zugrundeliegen-
den Baubeschreibung vorgesehen waren. 
Die dafür gezahlten Vergütungen seien 
zu Recht in einem nachträglichen Grund-

erwerbsteuerbescheid berücksichtigt 
worden. Zu einem anderen Ergebnis kam 
der BFH allerdings bei den Hausanschluss- 
kosten, die der Veräußerer nachträglich 
in Rechnung stellte. Da sich der Käufer 
zu deren Übernahme bereits im Grund-
stückskaufvertrag verpflichtet habe, han-
dele es sich nicht um Gegenleistungen,  
die neben dem Erwerbsvorgang zusätz-
lich gewährt worden sind (§ 9 Abs. 2 Nr. 1  

GrEStG), weshalb diese nicht im nach-
träglichen Grunderwerbsteuerbescheid 
zu berücksichtigen seien. 

Hinweis: Ob sie in den Grunderwerb-
steuerbescheid hätten einfließen  
müssen, der zum ursprünglichen  
Grundstückserwerb ergangen ist,  
ließ der BFH letztlich offen, da Streit-
gegenstand des Verfahrens nur  
der nachträgliche Bescheid war. 

Anwendung der grunderwerbsteuerlichen Konzernklausel 

In mehreren Urteilen hat sich der BFH erneut mit der grunderwerbsteuerlichen Konzernklausel befasst, die eine Grunderwerb-
steuerfreiheit von Umstrukturierungen ermöglicht. 

Einhaltung der fünfjährigen  
Vorbehaltensfrist

Gemäß der sog. Konzernklausel wird die 
Grunderwerbsteuer bei Umstrukturie-
rungen im Konzern nicht erhoben, sofern 
an der Umstrukturierung nur ein herr-
schendes und ein oder mehrere davon 
abhängige Unternehmen beteiligt sind. 
Dazu muss das herrschende Unter-
nehmen mindestens fünf Jahre vor und 
nach dem begünstigten Rechtsvorgang 
zu mindestens 95 % an der oder den 
abhängigen Gesellschaften beteiligt sein 
(§ 6a Satz 4 GrEStG). Die Einhaltung der 
Vor- und Nachbehaltensfrist ist aller-
dings nach Ansicht der Finanzverwaltung 
in den gleich lautenden Erlassen zu § 6a 
GrEStG nicht erforderlich, wenn dies  
umwandlungsrechtlich nicht möglich ist. 

Hierzu entschied der BFH bereits mit 
Urteil vom 21.08.2019 (Az. II R 16/19, 
BStBl. II 2020, S. 333), dass bei einer  
Verschmelzung das Einhalten der  
Nachbehaltensfrist und bei einer Abspal-
tung bzw. Ausgliederung zur Neugrün-
dung das Einhalten der Vorbehaltensfrist 
umwandlungsbedingt unmöglich und 
damit für die Steuerbegünstigung nach  
§ 6a GrEStG nicht erforderlich ist. 

Mit Urteil vom 25.09.2024 (Az. II R 2/22, 
DStR 2025, S. 408) bestätigt der BFH 
diese Rechtsprechung für den Fall, dass 
eine Kapitalgesellschaft erst durch die 
Ausgliederung eines grundbesitzen-
den Einzelunternehmens entsteht. Die 
Steuerbegünstigung scheitere dann 
nicht an der fehlenden Einhaltung der 
Vorbehaltensfrist. Erforderlich sei aber, 
dass der frühere Einzelunternehmer für 
fünf Jahre mindestens 95 % der Anteile 
an der neugegründeten Kapitalgesell-
schaft hält (sog. Nachbehaltensfrist). 

Anders beurteilte der BFH einen Fall, in 
dem die Kommanditisten einer GmbH & 
Co. KG ihre KG-Anteile jeweils in eine kurz 
vorher gegründete Vorrats-GmbH 
einbrachten (Urteil vom 25.09.2024,  
Az. II R 46/22, DStR 2025, S. 404). Im 
Unterschied zum Fall der Ausgliederung 
zur Neugründung seien die Mantelgesell- 
schaften zivilrechtlich bereits mit nota-
rieller Beurkundung des Gesellschafts-
vertrags und Eintragung in das Handels-
register entstanden. Die Einbringung 
der KG-Anteile stelle dann nur noch die 
wirtschaftliche Neugründung der Kapital-
gesellschaften dar. Diese sei jedoch für 
das Grunderwerbsteuerrecht unerheblich. 
Da die Vorbehaltensfrist im konkreten 
Streitfall nicht eingehalten wurde, lehnt 
der BFH die Steuerbefreiung nach § 6a 
GrEStG daher im Ergebnis ab. 

Hinweis: Auch für die Einbringung durch 
Sachgründung hält das FG Nürnberg 
(Urteil vom 25.04.2024, Az. 4 K 990/22, 
siehe hierzu novus März 2025, S. 21)  
das Einhalten der Vorbehaltensfrist für 
die Gewährung der Steuerbefreiung 
für erforderlich, weil der Einbringungs-
vorgang die zivilrechtliche Existenz der 
übernehmenden Gesellschaft voraus-
setze. Zu diesem Urteil ist derzeit die Re-
vision beim BFH anhängig (Az. II R 13/24).

Nichtanwendung auf Anteils-
übertragungen im Ausland

In einem weiteren Urteil vom 25.09.2024 
(Az. II R 36/21) entschied der BFH zu-
nächst, dass eine Anteilsübertragung, bei 
der der übertragende Alleingesellschaf-
ter einer ausländischen Gesellschaft mit 
inländischem Grundbesitz gleichzeitig 
Alleingesellschafter der im Drittstaat 
ansässigen erwerbenden Gesellschaft 
ist (sog. Verlängerung der Beteiligungs-
kette), grundsätzlich der Grunderwerb-
steuer unterliegt (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 und 
4 GrEStG). Der BFH stellt klar, dass die 
Grunderwerbsteuerbarkeit auch für 
die Übertragung von Beteiligungen an 
ausländischen Gesellschaften besteht, 
sofern diesen inländische Grundstücke 
gehören. Hiergegen sprächen auch  
keine EU-rechtlichen Bedenken, da  
keine Diskriminierung der ausländischen 
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 ■ Erbschaftsteuer

Ableitung des gemeinen Werts eines Kapitalgesellschaftsanteils  
aus Verkäufen
Ist für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer ein nicht börsennotierter Anteil an einer Kapitalgesellschaft zu bewerten, 
können Verkäufe unter fremden Dritten, die weniger als ein Jahr zurückliegen, nur dann herangezogen werden, wenn die  
Veräußerung im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen erfolgt ist. Zudem erteilt der BFH 
dem Abzug eines dabei über Jahre gleichbleibenden pauschalen Holdingabschlags eine Absage.

Im Streitfall trat ein Vater Teilgeschäfts-
anteile an seinem nicht börsennotierten 
Geschäftsanteil an einer Holdingkapital-
gesellschaft an seine drei Kinder unent-
geltlich ab. Im Gesellschaftsvertrag der 
Gesellschaft war u. a. vorgesehen, dass 
Anteile nur nach vorheriger Zustimmung 
eines dafür beauftragten Gesellschafters 
veräußert werden durften. Auch sollte 
die Veräußerung vorzugsweise innerhalb 
des Familienstamms des verkaufswilligen 
Gesellschafters erfolgen. Gemäß einer 
von der Gesellschafterversammlung be-
schlossenen Richtlinie war für Verkäufe 
der von der Zentralabteilung Steuern der 
Gesellschaft ermittelte gemeine Wert  
i. S. v. § 11 BewG maßgebend. Dieser wurde 
auf Basis von Börsenwerten oder voraus-
sichtlichen Erträgen unter Anwendung 
eines Vervielfältigers bei den Beteiligungs- 
gesellschaften sowie der Nettofinanzpo- 
sition der Holdingsgesellschaft als „Net 
Asset Value“ ermittelt, jedoch gemindert  
um einen Marktabschlag von 20 %, wo- 
durch die Holdingkosten sowie die gerin-
gere Handelbarkeit der Anteile berück-

sichtigt werden sollten. Die zu verkaufen-
den Anteile wurden vom Verwaltungsbüro 
angeboten, hierbei wurde bei der Reihen-
folge der Personen, denen ein Anteil an-
geboten wurde, der Verwandtschaftsgrad 
berücksichtigt. Binnen eines Jahres vor 
der unentgeltlichen Übertragung der Teil-
geschäftsanteile durch den Vater an seine 
Kinder erfolgten 63 Verkäufe, bei denen 
der Verkaufspreis auf diese Weise ermit-
telt wurde. Auf Grundlage dieser Verkäufe 
wurde der Wert des jeweils unentgeltlich 
übertragenen Anteils gegenüber dem 
Feststellungsfinanzamt. erklärt.

Mit Urteil vom 25.09.2024 (Az. II R 49/22, 
DStR 2025, S. 268) führt der BFH dazu 
aus, dass sich der gemeine Wert des un-
entgeltlich übertragenen Teilgeschäfts-
anteils grundsätzlich auch aus Verkäufen 
unter fremden Dritten ableiten lässt,  
die weniger als ein Jahr zurückliegen  
(§ 11 Abs. 2 Satz 2 BewG). 

Aus den hier erfolgten 63 Verkäufen 
könne jedoch kein gemeiner Wert abge-
leitet werden. Durch das im entschie-

denen Fall angewandte Verfahren, das 
eine Reihenfolge der Verkaufsangebote 
nach dem Verwandtschaftsgrad vorsah, 
konnte sich nach Auffassung des BFH 
kein frei ausgehandelter Preis nach den 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen von 
Angebot und Nachfrage bilden. Hierfür 
soll auch sprechen, dass die Verkaufs-
preise für einen Zeitraum stets dieselben 
waren. Auch scheide eine Ableitung des 
gemeinen Werts aus den Verkäufen 
wegen des pauschalen Holdingabschlags 
aus. Vorgenommene Abschläge müssten 
vielmehr dem Grunde als auch der Höhe 
nach objektivierbar und wirtschafts-
gutbezogen sein, was bereits durch die 
gleichbleibende Höhe des Abschlags 
widerlegt werde.

Hinweis: Mangels eines aus zeitnahen 
Verkäufen unter fremden Dritten ableit- 
baren gemeinen Werts sieht der BFH 
im Streitfall den Ansatz des „Net Asset 
Value“ als Substanzwert vor, der  
zugleich die Bewertungsuntergrenze 
bildet (§ 11 Abs. 2 Satz 3 BewG). 

Gesellschaften vorläge. Die Vorschriften 
zur Grunderwerbsteuer würden ebenso 
auf vergleichbare rein nationale Sachver-
halte anzuwenden sein.

Hinsichtlich der Anwendung der Kon-
zernklausel (§ 6a GrEStG) verwies der 
BFH auf die Feststellung der Vorinstanz, 
wonach es sich bei dem die Grund-
erwerbsteuer auslösenden Vorgang 
unter Anwendung des maßgeblichen 
ausländischen Rechts nicht um eine  
nach § 6a Satz 2 GrEStG begünstigte  

Umwandlung handele. Dies sei revi- 
sionsrechtlich nicht zu beanstanden.  
Die Nichtanwendung der Konzernklausel 
im Streitfall sei auch nicht als Verstoß 
gegen die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 
AEUV) oder die Kapitalverkehrsfreiheit 
(Art. 63 Abs. 1 AEUV) zu werten. Als in 
einem Drittstaat ansässige Gesellschaft 
konnte sich die Klägerin jedenfalls nicht 
auf die Niederlassungsfreiheit berufen. 
Eine Verletzung der Kapitalverkehrs-
freiheit scheide deshalb aus, weil diese 

nur eine Benachteiligung ausländischer 
Gesellschaften verbiete, nicht aber 
eine Besserstellung gegenüber reinen 
Inlandssachverhalten bezwecke. Da 
aber Übertragungen, die keinen Um-
wandlungsvorgang darstellen, sondern 
vielmehr als Einzelrechtsnachfolge zu 
bewerten sind, auch im Inlandsfall nicht 
begünstigt sind, scheide eine Begüns-
tigung im Auslandsfall ebenso aus. 

25



 ■ novus | Grüne Seite

Bürokratieentlastungen durch EU-Maßnahmen in Aussicht

Im Rahmen eines sog. ersten Omnibus-Pakets hat die EU-Kommission am 26.02.2025 Maßnahmen zur Vereinfachung  
der EU-Vorschriften und zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit vorgeschlagen. Damit soll der Verwaltungsaufwand 
bis zum Ende der Amtszeit der EU-Kommission für mittelständische Unternehmen um mindestens 35 % gesenkt werden. 
Das vorgelegte Paket enthält u. a. Änderungsvorschläge zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD), zum europäischen 
Lieferkettengesetz (CSDDD) und zum CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM). 

CSRD

Der Kreis der Unternehmen, die einen 
Nachhaltigkeitsbericht veröffentlichen 
müssen, soll verkleinert, der Berichts-
umfang reduziert und die Erstanwen-
dung der bislang ab dem Jahr 2025 be-
richtspflichtigen Unternehmen um zwei 
Jahre verschoben werden. Vorgesehen 
sind insb. folgende Modifizierungen:  

 � Einführung neuer Schwellenwerte: Zu- 
künftig sollen nur noch diejenigen gro-
ßen Unternehmen berichtspflichtig sein, 
die mindestens 1.000 Mitarbeitende ha- 
ben. Von den weiteren Größenkriterien  
i. S. d. § 267 HGB für große Unternehmen 
muss entweder die Umsatzschwelle von 

50. Mio. Euro oder eine Bilanzsumme 
von 25 Mio. Euro überschritten werden. 
Unternehmen unterhalb der genannten 
Schwellenwerte und börsennotierte  
KMU sollen nicht mehr unter den Anwen-
dungskreis der CSRD fallen.

 � Reduktion der Berichtsinhalte: Die 
European Sustainability Reporting 
Standards (ESRS), welche die Inhalte 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
festlegen, sollen innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten der Omni-
bus-Regulatorik überarbeitet wer-
den, insb. mit dem Ziel, die Anzahl der 
Datenpunkte zu reduzieren. Zudem 
sollen keine zusätzlichen sektorspezi-
fischen ESRS eingeführt werden.

 � Vereinfachungen in Bezug auf die 
EU-Taxonomie: Nur CSRD-pflichtige 
Unternehmen (also solche großen 
Unternehmen mit mindestens 1.000 
Mitarbeitenden), deren Umsatz 450 
Mio. Euro übersteigt, sollen die EU-
Taxonomie verpflichtend anwenden 
müssen. Für Unternehmen, die zwar 
unter den generellen Anwendungs-
kreis der CSRD fallen, aber weniger 
als 450 Mio. Euro Umsatz haben, gilt 
ein „Opt-in“-Regime in Bezug auf die 
EU-Taxonomie, das eine freiwillige 
Berichterstattung vorsieht. Zusätzlich 
sollen die Inhalte der EU-Taxonomie 
über separate Vorschläge überarbeitet 
und vereinfacht werden.
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 � Verschiebung des Erstanwendungs-
zeitpunktes der berichtspflichtigen 
Unternehmen für zwei Jahre: Unter-
nehmen, die gemäß ursprünglicher 
CSRD erstmals für das Geschäftsjahr 
2025 unter den Anwendungskreis 
gefallen wären ( sog. Wave 2), sollen 
nun erstmalig über das Geschäftsjahr 
2027 berichten. Konkrete Regelungen 
in Bezug auf einen Übergangszeitraum 
für diejenigen Unternehmen, die ge-
mäß CSRD bereits für das Geschäfts-
jahr 2024 erstmalig unter den Anwen-
dungskreis gefallen sind, sind in den 
Omnibus-Entwürfen nicht enthalten.

CSDDD

Die am 13.06.2024 verabschiedete 
Corporate Sustainability Due Diligence 
Directive (CSDDD) soll weiter verein-
facht werden. Folgende Änderungen 
sind vorgesehen:

 � Negative Auswirkungen sollen  
nur noch in Bezug auf die direkten  
Geschäftspartner zu ermitteln  
und zu bewerten sein.

 � Zur Vermeidung der Unterbrechung 
produktionskritischer Lieferketten 
soll die Pflicht zur Beendigung der 
Vertragsbeziehungen bei schwer-
wiegenden negativen Auswirkungen 
entfallen. Stattdessen sollen die  
Vertragsbeziehungen nur vorüber-
gehend ausgesetzt werden.

 � Die Einbeziehung von Stakeholdern 
soll auf direkt Betroffene und deren 
Vertreter begrenzt werden. Auch 
sollen die Teilbereiche der Sorgfalts-
pflichten reduziert werden, bei denen 
eine Beteiligung der Stakeholder 
erfolgen soll.

 � Weiter ist eine Reduzierung des  
Überwachungsaufwandes vorgese-
hen. Die Angemessenheit und Wirk-
samkeit der Maßnahmen im Rahmen 
der CSDDD ist nur noch alle fünf Jahre 
statt wie bisher jährlich zu überprüfen. 

Weiterhin sind jedoch bei konkretem 
Anlass Überwachungsmaßnahmen  
zu ergreifen.

 � Die bisherigen CSDDD sehen neben 
Sorgfaltspflichten auch die Erstellung 
von Klimaplänen vor. Diese Pflicht  
soll abgeschwächt werden. Zwar  
müssen Klimapläne Umsetzungs-
maßnahmen enthalten, deren tat-
sächliche Umsetzung ist aber nicht 
mehr verpflichtend.

 � In Bezug auf Sanktionen und Haftung 
will die EU-Kommission den Mitglied-
staaten nunmehr nur noch Leitlinien 
vorgeben. 

 � Weiter strebt die EU-Kommission  
eine stärkere Harmonisierung an  
und will den Gestaltungsspielraum  
der EU-Mitgliedstaaten verkleinern. 

Last but not least soll der Start  
der CSDDD um ein Jahr verschoben 
werden. Sie sollen demnach erst  
am 26.07.2028 in Kraft treten. 

CBAM

Mit den vorgesehenen Vereinfachungen 
beim CBAM werden die bisher beste- 
henden Verpflichtungen für 90 % der 
betroffenen Unternehmen, hauptsächlich 
KMU, abgeschafft. Zugleich fallen immer 
noch mehr als 99 % der Emissionen 
weiterhin unter die CBAM. Die wichtigs-
ten vorgesehenen Änderungen sind:

 � Befreiung kleiner Einführer, vor allem 
KMU und Einzelpersonen, von den 
CBAM-Verpflichtungen 

 � Vereinfachung der Vorschriften für 
Unternehmen, die weiterhin in den 
Anwendungsbereich des CBAM fallen, 
indem die Zulassung von Anmeldern 
sowie die Vorschriften im Zusammen-
hang mit einschlägigen Verpflichtun-
gen vereinfacht werden. Dies umfasst 
auch die Berechnung der grauen 
Emissionen und Berichtspflichten 

 � Verbesserung der langfristigen  
Wirksamkeit des CBAM durch eine 
Verschärfung der Vorschriften, 
 mit denen Umgehungen und Miss-
brauch verhindert werden sollen

 � Ausweitung des Anwendungsbereichs 
des CBAM ab Anfang 2026 auf andere 
unter den Emissionshandel fallende 
Branchen, wozu die EU-Kommission 
in der zweiten Jahreshälfte 2025 einen 
Legislativvorschlag vorlegen will.

Hinweis: Das EU-Parlament und der  
Rat der Europäischen Union müssen  
den Verordnungen zur Umsetzung  
des ersten Omnibus-Pakets noch 
zustimmen.
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 ■ Gesellschaftsrecht – Brisant

Digitalisierungsrichtlinie II im Amtsblatt der EU veröffentlicht

Die sog. Änderungsrichtlinie (EU) 2025/25 zur Ausweitung und Optimierung des Einsatzes digitaler Werkzeuge und Verfahren 
im Gesellschaftsrecht, sog. Digitalisierungsrichtlinie II, wurde am 10.01.2025 im Amtsblatt der EU veröffentlicht. Sie trat am 
30.01.2025 in Kraft. Die EU-Mitgliedstaaten haben nun bis zum 31.07.2027 Zeit, die erforderlichen Vorschriften umzusetzen,  
die dann ab dem 31.07.2028 zur Anwendung kommen sollen.

Die Digitalisierungsrichtlinie II zielt 
darauf ab, grenzüberschreitende Unter-
nehmenstätigkeiten durch Entbüro-
kratisierung, Vernetzung und Verein-
heitlichung von Unternehmensregistern 
zu erleichtern. Durch eine Reduzierung 
von Formalitäten und Harmonisierung 
unternehmensbezogener Prozesse  
 sollen Transaktionskosten gesenkt 
sowie Geldwäsche und Terrorismus-
finanzierung erschwert werden.

Europaweite öffentliche  
Präventivkontrolle

In Deutschland lassen sich Informatio-
nen über deutsche Unternehmen dem 
Handelsregister entnehmen. Register-
gerichte und Notare überprüfen die 
Daten und gewährleisten im Rahmen 
dieser öffentlichen Präventivkontrol-
le deren Verlässlichkeit. Eine zentrale 
Neuerung durch die Digitalisierungs-
richtlinie II ist die verstärkte EU-weite 
öffentliche Präventivkontrolle. Hierdurch 
stellen die Notare, Gerichte und Be-
hörden verlässliche Daten bereit und 
überwachen diese. So nehmen künftig 
auch Notare eine zentrale Rolle in der 
Bekämpfung von Geldwäsche und  
Terrorismusfinanzierung ein.

Weiter sind künftig bei Gesellschaften 
zwingend der Gründungsakt, Satzungs-
änderungen und Einlagenleistungen 
anhand einer detaillierten Rechtmäßig-
keitskontrolle und nicht mehr nur durch 
Evidenzkontrolle zu prüfen. Bisher waren 
lediglich Kapitalgesellschaften der  
Gesellschaftsrechtsrichtlinie erfasst.  
Die Digitalisierungsrichtlinie II bezieht 
nun erstmals auch Personenhandels-
gesellschaften in den Anwendungs-

bereich ein. Auch sie sollen künftig der 
öffentlichen Präventivkontrolle unterlie-
gen. Allerdings ist eine Öffnungsklausel 
zugunsten des nationalen Rechts der 
Mitgliedstaaten vorgesehen, wonach bei 
Personenhandelsgesellschaften nur die 
Gründungsdokumente kontrolliert wer-
den sollen, die nach nationalem Recht 
beim Handelsregister einzureichen sind.

Hinweis: In Deutschland müssen Gesell- 
schaftsverträge einer OHG oder KG nicht 
schriftlich abgeschlossen und auch 
nicht beim Handelsregister eingereicht 
werden. Insofern ist die Präventivkon-
trolle bei diesen Gesellschaftsformen 
eingeschränkt. Die EU-Kommission 
möchte jedoch langfristig prüfen, ob sich 
diese Öffnungsklausel bewährt oder 
ob hierdurch die Ziele der öffentlichen 
Präventivkontrolle, insb. die Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinan-
zierung, gefährdet werden.

Die Digitalisierungsrichtlinie I hat die 
Präventivkontrolle mit Blick auf Online- 
Verfahren harmonisiert. Nunmehr wer-
den diese Regelungen mit der Digita-
lisierungsrichtlinie II auch auf analoge 
Präsenzverfahren der Registrierung 
übertragen, sodass dann eine umfas-
sende, mindestharmonisierte Präven-
tivkontrolle des europäischen Gesell-
schaftsrechts besteht.

Once-Only-Prinzip

Indem die Präventivkontrolle von Unter-
nehmensdaten europaweit vereinheit-
licht wird, können künftig Registerinfor-
mationen und Urkunden aus anderen 
Mitgliedstaaten einfacher verwendet 
werden. Dazu sind die Register der Mit-
gliedstaaten zu verbinden, um die darin 

enthaltenen Informationen unionsweit 
zugänglich zu machen. Zwar bestehen 
bereits Systeme zur Vernetzung der 
nationalen Handels-, Transparenz- und 
Insolvenzregister. Durch die Digitali-
sierungsrichtlinie II sollen nun aber alle 
Register mit unternehmensbezogenen 
Informationen an einem Ort abruf-
bar sein. Einzelheiten werden in einem 
Durchführungsrechtsakt geregelt.

Diese Registervernetzung wird durch 
das sog. Once-Only-Prinzip ergänzt. 
Wer in einem anderen Mitgliedstaat eine 
Tochtergesellschaft oder eine Zweignie-
derlassung gründet, muss nach diesem 
Once-Only-Prinzip keine Unterlagen 
mehr vorlegen, die bereits im Register 
des Heimatstaates vorhanden sind. 
Vielmehr soll künftig die jeweilige Stelle 
die Information unmittelbar über das 
System der Registervernetzung oder 
durch unmittelbaren Zugriff auf das  
ausländische Register abrufen können.

Verfahrensvereinfachungen

Der für ausländische Dokumente erfor-
derliche Echtheitsnachweis wird durch 
die Digitalisierungsrichtlinie II vereinfacht. 
So sollen Dokumente aus einem anderen 
Mitgliedstaat nicht erst nach der Legali-
sation oder dem Anbringen einer Apos-
tille verwendet werden können. Künftig 
soll ein vereinfachter Echtheitsnachweis 
genügen, wonach bei elektronischen 
Dokumenten eine Authentifizierung nach 
der eIDAS-Verordnung ausreicht. Bei 
Dokumenten in Papierform ist das Aus-
stellungsdatum, ein Siegel oder Stempel 
und eine Protokoll- oder Kennnummer 
erforderlich, die die elektronische Über-
prüfung ermöglicht.
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 ■ Gesellschaftsrecht – News

Einberufung von GmbH-Gesellschafterversammlungen:  
Keine entsprechende Anwendung von § 121 AktG 
Nach § 121 Abs. 2 Satz 2 AktG gelten im Handelsregister als Vorstand eingetragene Personen als befugt, eine Hauptversamm-
lung einer Aktiengesellschaft einzuberufen. Aufgrund der strukturellen Unterschiede zwischen AG und GmbH kommt eine 
entsprechende Anwendung der Vorschrift auf die GmbH nicht in Betracht. Daher kann ein abberufener GmbH-Geschäftsführer 
eine Gesellschafterversammlung auch dann nicht einberufen, wenn er im Handelsregister noch als Geschäftsführer eingetra-
gen ist.

Dies gilt gemäß rechtskräftigem  
Beschluss des Kammergerichts (KG) 
vom 25.11.2024 (Az. 23 U 97/21) auch 
dann, wenn ein fakultativer Aufsichtsrat 
über die Abberufung des Geschäftsfüh-
rers entschieden hat. Trotz der Bildung 
eines Aufsichtsrats stehen nach Auf-
fassung des KG die Gesellschafter der 
GmbH den Vorgängen um die Bestellung 
bzw. die Abberufung des Geschäftsfüh-
rers näher als die Aktionäre den Vorgän-
gen um die Bestellung und Abberufung 

eines Vorstands, wonach es zu keiner 
entsprechenden Anwendung des  
§ 121 Abs. 2 Satz 2 AktG auf die GmbH 
kommt. 

Hinweis: Im Streitfall war der Geschäfts-
führer der GmbH wirksam abberufen 
worden, sodass er nicht mehr zur Ein-
berufung der streitgegenständlichen 
Gesellschafterversammlungen über die 
Geschäftsanteilseinziehung befugt war. 
Die Gesellschafter konnten sich auch 

nicht auf § 15 Abs. 1 HGB berufen,  
nämlich dass die Abberufung des  
Geschäftsführers (noch) nicht in das 
Handelsregister eingetragen wurde,  
weil Gesellschafter und Organmit-
glieder als solche nicht Dritte im Sinne 
dieser Vorschrift sind.

Auch wird das Übersetzungserfordernis 
für Unternehmensinformationen auf  
ein Mindestmaß beschränkt. Sofern sich 
der Bedeutungsgehalt aus einem stan-
dardisierten Nachrichtenformat ergibt, 
wie das regelmäßig bei über das System 
der Registervernetzung abrufbaren 
Registerinformationen der Fall ist, dürfen 
Behörden im Normalfall keine Überset-
zung mehr verlangen. Letztlich sollen 
dadurch Registerinformationen und 
Urkunden aus einem anderen Mitglied-
staat nach Möglichkeit wie inländische 
Urkunden behandelt werden können.

EU-Gesellschaftsbescheinigung

Künftig wird eine EU-Gesellschafts-
bescheinigung von dem Register des 
Mitgliedstaates ausgestellt, in dem die 
Gesellschaft gegründet wurde. Darin 
enthalten sind die wichtigsten Informa-
tionen über ein Unternehmen. Sie ist 
kostenlos, in allen EU-Sprachen sowie 
digital verfügbar und ersetzt nationale  
Registerauszüge (sowie die damit  

verbundenen Übersetzungen und  
Beglaubigungen). Die EU-Gesellschafts-
bescheinigung muss in allen anderen 
Mitgliedstaaten als „ausreichender 
Nachweis“ (sufficient evidence) akzep-
tiert werden. In der Regel dürfen für  
die darin enthaltenen Informationen 
keine weiteren Nachweise verlangt  
werden. Die Richtigkeit der in der  
EU-Gesellschaftsbescheinigung ent-
haltenen Informationen wird – vorbe-
haltlich deren Widerlegung – vermutet.

Digitale EU-Vollmacht

Zusätzlich ist in der Digitalisierungs-
richtlinie II die digitale EU-Vollmacht 
vorgesehen. Die EU-Vollmacht dient als 
in allen grenzüberschreitenden, gesell-
schaftsrechtlichen Angelegenheiten  
geltender Nachweis der Vertretungs-
macht. Die EU-Mitgliedstaaten müs-
sen bei der Ausstellung der Vollmacht 
zumindest die Identität, Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit des Vollmachtge-
bers sowie dessen Vertretungsbefugnis 

überprüfen. Zudem muss die Vollmacht 
im Handels- und Unternehmensregister 
hinterlegt werden.

Dr. Holger Kierstein, 
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Handels-  
und Gesellschaftsrecht sowie Partner  

bei RSM Ebner Stolz in Stuttgart
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Vorlage zum EuGH: Geschäftsführerhaftung für gegen  
das Unternehmen verhängte Kartellbußgelder 
Der BGH hat den EuGH um Klärung gebeten, ob Unternehmen ihre Geschäftsführer für Kartellbußgelder in Regress nehmen 
können. Dies könnte den Zweck der gegen Unternehmen verhängten Verbandsbußgelder unterlaufen, deutet der BGH an und 
zieht eine Parallele zum Steuerrecht. 

Geschäftsführer und Vorstand müssen  
bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt 
eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters walten lassen, § 43 Abs. 1  
GmbHG und § 93 Abs. 1 Satz 1 AktG. Im 
Falle einer schuldhaften Pflichtverlet-
zung, etwa eines Kartellrechtsverstoßes, 
sind sie zum Ersatz des daraus entste-
henden Schadens verpflichtet, § 43 Abs. 2 
GmbHG, § 93 Abs. 2 Satz 1 AktG.

Hingegen ist umstritten, ob ein gegen 
das Unternehmen verhängtes Kartell-
bußgeld im Rahmen des Innenregresses 
von der Geschäftsleitung zu erstatten 
ist. Dies wird teilweise bejaht, wenn 
ein vom Leitungsorgan verschuldeter 
Kartellrechtsverstoß ursächlich für das 
verhängte Bußgeld war, sodass das 
Bußgeld auch einen Schaden i. d. S.  
darstellt. Nach anderer Auffassung  
überlagert das Kartellbußgeldrecht  
sowie Sinn und Zweck der Verbands-
buße als Sanktionierung den gesell-
schaftsrechtlichen Innenregress.

Im Streitfall hatte sich ein Geschäfts-
führer einer GmbH, der zugleich auch 
Vorstandsvorsitzender einer AG aus 
derselben Unternehmensgruppe war, an 
einem verbotenen Preiskartell beteiligt 
(Art. 101 AEUV). Daraufhin verhängte das 
Bundeskartellamt Bußgelder gegen die 
GmbH und gegen den Geschäftsführer 
persönlich. Die GmbH verlangt nun von 
ihrem ehemaligen Geschäftsführer die 
Erstattung des Bußgelds und die AG den 
Ersatz der zur Abwehr des Bußgelds 
entstandenen IT- und Anwaltskosten. 

In den Vorinstanzen wurde die Auffas-
sung vertreten, dass eine den Innen-
regress ausschließende teleologische 
Reduktion der §§ 43 Abs. 2 GmbHG und 
§ 93 Abs. 2 Satz 1 AktG vorzunehmen 
sei, weil durch die Unternehmensgeld-
buße gerade das Vermögen der Gesell-
schaft nachhaltig getroffen werden  
solle. Dies ist laut BGH umstritten.

Der BGH bejaht zwar dem Grunde nach 
einen Innenregress bei Unternehmens-
geldbußen, allerdings könnten kartell-
rechtliche Besonderheiten ein Abwei-
chen von diesem Ergebnis bewirken.  

Für die Beantwortung der Frage sei insb.  
erheblich, ob das Unionsrecht eine ein-
schränkende Auslegung des § 43 Abs. 2  
GmbHG und § 93 Abs. 2 Satz 1 AktG  
gebietet, weswegen der BGH die Frage 
dem EuGH mit Vorlagebeschluss vom 
11.02.2025 (Az. KZR 74/23) zur Vorab-
entscheidung vorlegte. Demnach könnte 
eine vollständige oder teilweise Ent-
lastung die unionsrechtlich gebotene 
Abschreckungsfunktion vor künftigen 
Wettbewerbsrechtsverletzungen 
beeinträchtigen. Nun soll der EuGH  
Klarheit schaffen.

Hinweis: Der BGH zieht vorausschauend 
eine Parallele zum Steuerrecht. So habe 
der EuGH bereits zu erkennen gegeben, 
dass eine Geldbuße sehr viel von ihrer 
Wirksamkeit einbüßen kann, wenn das 
betroffene Unternehmen berechtigt 
wäre, sie auch nur teilweise steuerlich 
abzusetzen. In Anbetracht dessen sei es 
wahrscheinlich, dass aus dieser Position 
des EuGH auch eine einschränkende 
Auslegung der Haftungstatbestände 
von Geschäftsleitern folgt, da sonst der 
Zweck der kartellrechtlichen Geldbuße 
maßgeblich beeinträchtigt sei.

 ■ Restrukturierung und Sanierung 

Behandlung strittiger Forderungen im Rahmen der Prüfung  
der Zahlungsunfähigkeit
Ein vorläufig vollstreckbarer Titel über eine strittige Forderung ist bei der Beurteilung der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
in Höhe ihres Nennwerts zu berücksichtigen. 

Dies lässt der BGH mit Urteil vom 
23.01.2025 (Az. IX ZR 229/22) dann  
zu, wenn die Voraussetzungen für eine 

Vollstreckung aus dem Titel vorliegen 
und der Titelgläubiger die Vollstreckung 
eingeleitet hat. 

In diesem Fall gelte die Forderung für 
Zwecke der Beurteilung der Zahlungs-
unfähigkeit als bewiesen und sei  
deshalb im Liquiditätsstatus in voller 
Höhe zu passivieren. 
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 ■ Arbeitsrecht

BVerfG stärkt Tarifautonomie

Mit Beschlüssen vom 11.12.2024 (Az. 1 BvR 1109/21 und 1 BvR 1422/23) entschied das BVerfG, dass unregelmäßige Nachtarbeit 
im Gegensatz zu geplanter Schichtarbeit bei Nacht laut Tarifvertrag mit einem höheren Zuschlag vergütet werden kann. 

In dem streitbefangenen Tarifvertrag 
sind Nachtarbeit und Nachtschicht-
arbeit unterschiedlich geregelt und 
werden dementsprechend auch nicht 
gleich vergütet. Das BAG hatte den 
Arbeitnehmern in der Nachtschicht-
arbeit ebenfalls 50 % statt nur 25 % 
Zuschlag zugesprochen. Darin liegt laut 
BVerfG eine Verletzung der Tarifauto-
nomie zu Lasten des Arbeitgebers. 
Zwar seien Tarifvertragsparteien bei der 
Vereinbarung verbindlicher Tarifnormen 
an den allgemeinen Gleichheitssatz 
des Art. 3 Abs. 1 GG gebunden. Um die 
grundsätzlich autonome Aushandlung 
der Tarifregelungen zu wahren, be-

schränke sich die richterliche Kontrolle 
auf eine Willkürkontrolle. Laut BVerfG 
bestehen sachliche Gründe für die  
Differenzierung zwischen Nachtarbeit 
und Nachtschichtarbeit. Diese lägen 
u. a. in den unterschiedlichen sozialen 
Belastungen in Folge der unterschied-
lichen Planbarkeit.

Hinweis: Die Entscheidung des BAG war 
auch auf der Rechtsfolgenseite, wonach 
eine Anpassung der Zuschläge nach 
oben hätte erfolgen müssen, verfas-
sungsrechtlich fehlerhaft. Der primären 
Korrekturkompetenz der Tarifvertrags-
parteien sei nicht hinreichend Rechnung  

getragen worden, wobei insb. das quan-
titative Verhältnis zu berücksichtigen 
sei. So komme die unregelmäßige,  
ungeplante Nachtarbeit nur in Aus-
nahmefällen vor, während die Nacht-
schichtarbeit sehr viel verbreiteter 
sei. Selbst wenn die unterschiedlichen 
Regelungen den Gleichheitsgrundsatz 
verletzen würden, hätten die Tarifver-
tragsparteien immer noch eine von  
der Tarifautonomie geschützte Kor-
rekturkompetenz. Sie hätten zunächst 
Gelegenheit bekommen müssen,  
selbst eine neue Lösung zu finden. 

Gehaltsabrechnungen online?

Arbeitgeber dürfen ihren Mitarbeitenden die Gehaltsabrechnung auch ausschließlich online zur Verfügung stellen. 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, ihren 
Arbeitnehmern bei Zahlung des Arbeits-
entgelts eine Abrechnung in Textform  
zu erteilen, § 108 Abs. 1 Satz 1 GewO. 
Diese Verpflichtung kann auch dadurch 
erfüllt werden, dass die Abrechnung als 
elektronisches Dokument zum Abruf  
in ein passwortgeschütztes digitales 
Mitarbeiterpostfach eingestellt wird,  
wie das BAG mit Urteil vom 28.01.2025 
(Az. 9 AZR 48/24) klarstellt.

Danach wahrt ein Arbeitgeber grund-
sätzlich die erforderliche Textform, wenn 
er Entgeltabrechnungen dergestalt 
erteilt, dass er diese in ein digitales Mit-
arbeiterpostfach einstellt. Der Anspruch 
eines Arbeitnehmers auf Abrechnung 
seines Entgelts sei eine sog. Holschuld, 

die der Arbeitgeber erfüllen kann, ohne 
für den Zugang der Abrechnung beim 
Arbeitnehmer verantwortlich zu sein.  
Es genüge, dass er die Abrechnung an 
einer elektronischen Ausgabestelle  
bereitstellt. Einschränkend weist das 
BAG darauf hin, dass der Arbeitgeber 
hierbei den berechtigten Interessen  
der Beschäftigten Rechnung zu tragen 
habe, die privat nicht über die Möglich-
keit eines Online-Zugriffs verfügen.

Weiter führt das BAG aus, dass die in  
der Konzernbetriebsvereinbarung  
geregelte digitale Zurverfügungstellung 
der Entgeltabrechnungen auch nicht  
unverhältnismäßig in die Rechte der  
betroffenen Arbeitnehmer eingreift. 

Hinweis: Das vorinstanzliche Landes-
arbeitsgericht war der Auffassung, dass 
die Entgeltabrechnungen durch Einstel-
len in das Online-Portal nicht ordnungs-
gemäß erteilt worden seien, da es sich 
bei Entgeltabrechnungen um zugangs-
bedürftige Erklärungen handele. Ein 
digitales Mitarbeiterpostfach sei dem-
nach nur dann als Empfangsvorrichtung 
geeignet, wenn der Empfänger es für 
den Erklärungsempfang im Rechts-  
und Geschäftsverkehr bestimmt habe. 
Dieser Rechtsauffassung widersprach 
das BAG im vorliegenden Urteil.
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Mutterschutzanpassungsgesetz beschlossen

In seiner letzten Sitzung der 20. Legislaturperiode am 30.01.2025 verabschiedete der Bundestag noch das Mutterschutz-
anpassungsgesetz, dem der Bundesrat am 14.02.2025 zustimmte. 

Danach wird der Begriff der Entbindung 
im Mutterschutzgesetz als Lebend- 
oder Totgeburt definiert. Weiter wurden 
gestaffelte Mutterschutzfristen nach 
einer Fehlgeburt ab der 13. Schwanger-
schaftswoche eingeführt. Dabei soll  
ein Beschäftigungsverbot nach einer 
Fehlgeburt nur dann gelten, wenn sich 

die Betroffene nicht ausdrücklich zur 
Arbeit bereit erklärt. Im Falle eines  
entsprechenden Beschäftigungsver-
bots hat der Arbeitgeber Anspruch 
auf Erstattung der mutterschutzrecht-
lichen Leistungen im Rahmen des  
U2-Umlageverfahrens i. H. v. 100 %. 

Hinweis: Das Gesetz tritt am 01.06.2025 
in Kraft. 

Vorübergehender Mehrbedarf an Arbeitskräften:  
Befristung eines Arbeitsvertrages
Der die Befristung eines Arbeitsvertrags rechtfertigende Sachgrund des vorübergehenden Mehrbedarfs setzt voraus, dass 
zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses mit hinreichender Sicherheit davon auszugehen ist, dass nach dem Vertragsende für die 
Beschäftigung des befristet eingestellten Arbeitnehmers kein dauerhafter betrieblicher Bedarf mehr besteht.

Die Befristung eines Arbeitsvertrages  
ist zulässig, wenn sie durch einen  
sachlichen Grund gerechtfertigt ist,  
§ 14 Abs. 1 TzBfG. Gemäß rechtskräf-
tigem Urteil des LAG Mecklenburg- 
Vorpommern vom 20.08.2024  
(Az. 2 SLa 19/24) hat der Arbeitgeber 
dazu bei Vertragsschluss eine Prog- 

nose anzustellen und deren tatsäch- 
liche Grundlagen darzulegen. Die all-
gemeine Unsicherheit über die zukünftig 
bestehende Beschäftigungsmöglichkeit 
rechtfertige die Befristung nicht, sie  
gehöre zum unternehmerischen Risiko 
des Arbeitsgebers. Weiter führt das 
LAG aus, dass für die Feststellung des 

betrieblichen Bedarfs an der Arbeits-
leistung nur die Verhältnisse in dem 
Betrieb maßgeblich sind, für den der 
Arbeitnehmer befristet eingestellt  
sei. Auch müsse der Arbeitnehmer 
gerade zur Deckung des Mehrbedarfs 
eingesetzt werden. 
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Verzugszinsen aus gerichtlich angefochtener Sozialplanabfindung

Abfindungsansprüche aus einem durch erfolglos gerichtlich angefochtenen Spruch der Einigungsstelle beschlossenen  
Sozialplan werden zu dem im Sozialplan bestimmten Zeitpunkt fällig.

Arbeitgeber und Betriebsrat sind gehal-
ten, vertrauensvoll zusammenzuarbei-
ten, § 2 Abs. 1 BetrVG. Zur Klärung von 
Meinungsverschiedenheiten besteht die 
Möglichkeit, Einigungsstellenverfahren 
durchzuführen, § 76 Abs. 5 und 6 BetrVG. 

Im Streitfall entschied die Einigungs-
stelle über einen Sozialplan, auf dessen 
Grundlage einer Arbeitnehmerin gegen-

über ihrem Arbeitgeber ein Abfindungs-
anspruch zustand. Der Arbeitgeber hat-
te den Einigungsstellenspruch erfolglos 
gerichtlich überprüfen lassen. Daraufhin 
zahlte die Arbeitgeber eine Sozialplan-
abfindung an die Klägerin aus, die nun-
mehr noch Verzugszinsen auf diesen 
Betrag ab dem im Sozialplan bestimmten 
Auszahlungszeitpunkt verlangte. 

Zu Recht, wie das BAG mit Urteil vom 
28.01.2025 (Az. 1 AZR 73/24) befand. Die 
erfolglose gerichtliche Anfechtung des 
Sozialplans habe zu keiner Verschiebung 
des dort bestimmten Fälligkeitszeitpunkts 
geführt. Die gerichtliche Entscheidung 
über die Wirksamkeit eines Einigungsstel-
lenspruchs habe lediglich feststellende, 
nicht dagegen rechtsgestaltende Wirkung. 

Kein böswilliges Unterlassen anderweitigen Verdienstes  
bei Freistellung während der Kündigungsfrist
Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ordentlich und stellt den Arbeitnehmer trotz dessen Beschäftigungsanspruchs 
von der Arbeit frei, unterlässt der Arbeitnehmer in der Regel nicht böswillig anderweitigen Verdienst, wenn er nicht schon vor 
Ablauf der Kündigungsfrist ein anderweitiges Beschäftigungsverhältnis eingeht.

Kommt der Arbeitgeber mit der Annah-
me der Arbeitsleistung seines Arbeit-
nehmers in Verzug, kann der Arbeit-
nehmer nach § 615 BGB für die infolge 
des Verzugs nicht geleisteten Dienste die 
vereinbarte Vergütung verlangen, ohne 
zur Nachleistung verpflichtet zu sein. Al-
lerdings muss sich der Arbeitnehmer den 
Wert desjenigen anrechnen lassen, was 
er infolge des Unterbleibens der Dienst-
leistung erspart oder durch anderweitige 
Verwendung seiner Dienste erwirbt oder 
zu erwerben böswillig unterlässt. 

Im Streitfall kündigte ein Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis ordentlich und stellte 
den Arbeitnehmer unwiderruflich von 
der Pflicht zur Erbringung der Arbeits-
leistung frei. Nach Zugang der Kündigung 
meldete sich der Arbeitnehmer arbeits-
suchend. Der Arbeitgeber übersandte 
ihm insgesamt 43 von Jobportalen oder 
Unternehmen online gestellte Stellenan-
gebote, die nach seiner Einschätzung für 
den Arbeitnehmer in Betracht gekom-
men wären. Nachdem der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer nach Vorlage der 

Stellenangebote keine Vergütung mehr 
zahlte, forderte der Arbeitnehmer diese 
im Klageweg ein. 

Zu Recht, wie das BAG mit Urteil vom 
12.02.2025 (Az. 5 AZR 127/24) ent-
schied. Der Arbeitgeber befand sich 
aufgrund der von ihm einseitig erklärten 
Freistellung des Arbeitnehmers während 
der Kündigungsfrist im Annahmeverzug 
und schuldet diesem nach § 615 Satz 1  
i. V. m. § 611a Abs. 2 BGB die vereinbarte 
Vergütung für die gesamte Dauer der 
Kündigungsfrist. Nicht erzielten an-
derweitigen Verdienst müsse sich der 
Arbeitnehmer nicht nach § 615 Satz 2 
BGB anrechnen lassen. Der durch eine 
fiktive Anrechnung nicht erworbenen 
Verdienstes beim Arbeitnehmer ein-
tretende Nachteil sei nur gerechtfertigt, 
wenn dieser entgegen Treu und Glauben 
(§ 242 BGB) untätig geblieben ist. Weil  
§ 615 Satz 2 BGB eine Billigkeitsregelung 
enthält, könne der Umfang der Obliegen-
heit des Arbeitnehmers zu anderweitigem 
Erwerb nicht losgelöst von den Pflichten 
des Arbeitgebers beurteilt werden. 

Hinweis: Im Streitfall habe der Arbeitge-
ber jedoch nicht dargelegt, dass ihm die 
Erfüllung des aus dem Arbeitsverhältnis 
resultierenden, auch während der Kündi-
gungsfrist bestehenden Beschäftigungs-
anspruchs des Arbeitnehmers unzumut-
bar gewesen wäre. Demzufolge bestand 
für den Arbeitnehmer keine Verpflichtung, 
schon vor Ablauf der Kündigungsfrist  
zur finanziellen Entlastung des Arbeit-
gebers ein anderweitiges Beschäfti-
gungsverhältnis einzugehen und daraus 
Verdienst zu erzielen. Denkbare Fälle, in 
denen von einer Unzumutbarkeit ausge-
gangen werden kann, sind bspw. solche, in 
denen der Arbeitgeber den gekündigten 
Arbeitnehmer aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen nicht mehr beschäf-
tigen kann, selbst wenn er wollte (z. B. 
Stilllegung des Betriebs, fehlende Arbeits-
erlaubnis des Arbeitnehmers). Aber auch 
Fälle des unwiderleglich zerrütteten 
Vertrauensverhältnisses dürften u. U. 
genügen, solange der Arbeitgeber dafür 
konkrete aus der Sphäre bzw. Person des 
Arbeitnehmers stammende Umstände 
darlegen kann.
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Mehrwert von Microsoft Copilot für Immobilienunternehmen 

Microsoft Copilot – der KI-gestützte Agent von Microsoft – verspricht erhebliche Produktivitätsgewinne im Rahmen  
der Immobilienwirtschaft. Welche Möglichkeiten bestehen beim Einsatz von Microsoft Copilot in der Immobilienbranche?  
Und wie erfolgt die Implementierung? 

Dr. Dominique Hoffmann, Wirtschafts-
prüfer und Partner bei RSM Ebner  
Stolz in München und Maik Brinkaus, 
Senior Manager bei RSM Ebner Stolz  
in Frankfurt  beleuchten in einem aktu-
ellen Beitrag zunächst die Potenziale 
von Microsoft Copilot für Immobilien-
unternehmen, etwa die Automatisie-
rung von Routineaufgaben, intelligen-
tere Datenanalysen und effizientere 
Kommunikation. 

Anschließend werden Anforderungen 
an die technische Integration in  
bestehende Systeme und Prozesse  
erläutert. Ein zentrales Thema sind 
Datenschutz und Compliance: Die 
Nutzung von Microsoft Copilot muss 
mit den allgemeinen Datenschutzanfor-
derungen (z.B. DSGVO) vereinbart sein. 
Zudem sind sensible Unternehmens-
daten zu schützen, wozu technische 
und organisatorische Maßnahmen 
erforderlich sind. Abschließend  

erfolgt eine Bewertung der Vorteile  
und Herausforderungen sowie ein  
Ausblick auf zukünftige Entwicklungen 
der Copilot-Technologie in der Immo-
bilienwirtschaft.

Hinweis: Der Beitrag ist hier abrufbar.
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Niederlande: Änderung der Abgabefrist für die ergänzende  
Umsatzsteuererklärung
In den Niederlanden wurde die Frist für die Nachmeldung von Umsatzsteuerbeträgen angepasst. Die Änderung trat bereits  
am 01.01.2025 in Kraft.

Erkennt der Steuerpflichtige, dass 
seine in den Niederlanden abgegebe-
ne Umsatzsteuererklärung fehlerhaft 
oder unvollständig ist, muss er seine 
Angaben in einer sog. ergänzenden Um-
satzsteuererklärung berichtigen bzw. 
vervollständigen. Bislang musste diese 
Erklärung „sobald wie möglich“ bei der 
niederländischen Finanzverwaltung ein-
gereicht werden. 

Mit Erlass vom 18.12.2024 wurde diese 
Abgabefrist geändert. Mit Wirkung ab 
dem 01.01.2025 müssen Steuerpflichtige 
eine ergänzende Erklärung „spätestens 
acht Wochen nach Entdeckung der Un-
richtigkeit oder Unvollständigkeit“ ab-
geben. Wird diese Frist nicht eingehalten, 
kann eine Geldbuße von bis zu 100 % der 
(noch) nicht erhobenen Umsatzsteuer 
verhängt werden. Für Fälle, in denen ein 
Steuerpflichtiger vor dem 01.01.2025 
festgestellt hat, dass er Umsatzsteuer 

nachmelden muss, gilt eine Übergangs-
regelung. Weitere Informationen zu der 
neuen Abgabefrist erhalten Sie bei RSM 
Netherlands.

Österreich: Änderungen bei der Gruppenbesteuerung

Das österreichische Abgabenänderungsgesetz 2024 bringt insb. für die Besteuerung von internationalen Unternehmens-
gruppen zentrale Änderungen mit sich. 

Ähnlich wie die deutschen Regelungen 
zur Organschaft ermöglicht die öster-
reichische Gruppenbesteuerung u. a.  
den unternehmensübergreifenden 
Ausgleich von Gewinnen und Verlusten 
zwischen finanziell verbundenen Kör-
perschaften. 

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 
2024 (AbgÄG 2024) treten drei zent-
rale Änderungen für die Besteuerung 
körperschaftsteuerlicher Unterneh-
mensgruppen in Kraft. Neben Ein-
schränkungen bei der Verrechnung 
von Vorgruppenverlusten beim neuen 
Gruppenträger und der Schaffung  

eines digitalen Gruppenantrags  
bietet insb. die Möglichkeit des Ver-
zichts auf Verlustzurechnung von  
ausländischen, nicht in Österreich  
unbeschränkt steuerpflichtigen Grup-
penmitgliedern eine Erleichterung  
im Zusammenhang mit der globalen 
Mindestbesteuerung. Bislang waren 
Verluste von Auslandsgruppenmit-
gliedern zwingend zu berücksichtigen, 
steuerliche Gewinne dieser Körper-
schaften wurden hingegen nicht  
zugerechnet, können aber ggf. zur 
Nachversteuerung vorangegangener 
Verluste führen. 

Nach der Änderung durch das AbgÄG 
2024 kann erstmals in der Veranlagung 
für das Kalenderjahr 2024 auf die Ver-
lustzurechnung eines ausländischen 
Gruppenmitglieds verzichtet werden. 
Weiterführende Informationen zu den 
Änderungen lesen Sie bei RSM Öster-
reich.
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Dr. Sandro Nücken im Arbeitskreis „Umsatzsteuer“ des IDW

Bereits seit dem 18.09.2024 gehört Dr. Sandro Nücken, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht und Partner  
bei RSM Ebner Stolz in München, dem Arbeitskreis Umsatzsteuer des IDW an.

Der Arbeitskreis Umsatzsteuer des 
IDW (Institut der Wirtschaftsprüfer in 
Deutschland e.V.) erörtert praxisrele-
vante Fragen zur Umsatzsteuer und 
entwickelt entsprechende Lösungen. 
Er unterstützt Wirtschaftsprüfer und 
Unternehmen bei der Anwendung  
und Auslegung des Umsatzsteuer-
rechts. Der Arbeitskreis erstellt  
Stellungnahmen, Arbeitshilfen und  
Fachpublikationen, die als Orientie-
rungshilfe dienen und zur Qualitätssi-
cherung in der Praxis beitragen. 

Dr. Sandro Nücken ist Rechtsanwalt  
und Fachanwalt für Steuerrecht.  
Seine Tätigkeitsschwerpunkte liegen  
im nationalen und internationalen  
Umsatzsteuerrecht. Er betreut Man-
danten aus ganz verschiedenen Bran-
chen, wie Industrie, Handel, Bahn  
und Logistik, Medien, Health Care,  
Financial Services und Sport. Seine  
umfassende Erfahrung bringt er in  
den Arbeitskreis Umsatzsteuer ein. 

Steuerkonferenz der Wirtschaft beherrscht von Pillar II (GloBE)

Bei der dreitägigen Steuerkonferenz der Wirtschaft (ehemals HAARMANN-Steuerkonferenz), die vom 19. bis 21.02.2025  
in Berlin stattfand, zeigte sich sehr deutlich, welch enorme Bedeutung der globalen Mindeststeuer für Unternehmen  
in Deutschland zukommt. Unter Leitung von Dr. Daniel Zöller, Steuerberater und Partner bei RSM Ebner Stolz in Stuttgart, 
konnten Unternehmensvertreter ihre Praxisfragen direkt mit einem der Schöpfer von Pillar II diskutieren. 

Im Rahmen der Steuerkonferenz der 
Wirtschaft zog sich das Thema Pillar II  
wie ein roter Faden durch drei Tage 
intensive Diskussionen der sowohl aus 
Deutschland als auch aus dem europäi-
schen Ausland teilnehmenden Vertreter 
aus Unternehmen, Recht sprechung, 
Finanzverwaltung, Wissenschaft und 
Beratung.  

Mit Blick auf die Adaption der GloBE- 
Vorgaben in EU-Recht und deren Über-
führung in nationales Recht betonten 
Vertreter zahlreicher führender Unter-
nehmen in Deutschland mehrfach, 
dass mit der Anwendung von GloBE ein 
enormer zusätzlicher Bürokratieauf-
wand einhergeht. Pointiert wurde auf 
die Sorge hingewiesen, dass Teile der 
globalen Mindeststeuer vor dem Hinter-
grund einer kürzlich erlassenen „Exe-

cutive Order“ der Trump-Administration 
als US-Unternehmen benachteiligende 
Regelungen qualifiziert werden könn-
ten. Bereits für 2025 könnten die USA 
steuerliche Sanktionsmaßnahmen  
einführen, die auch deutsche Unterneh-
men schmerzlich treffen würden. Sei-
tens der Wirtschaft wurde die Forde-
rung noch entsprechend koordinierten 
Reaktionen auf EU-Ebene erhoben. 

In einem auf die globale Mindeststeuer 
fokussierten Panel, das von Dr. Daniel 
Zöller von RSM Ebner Stolz geleitet  
wurde, stellte der bei den Verhandlungen 
auf OECD-Ebene maßgeblich beteiligte 
Dr. Achim Pross die Agenda der OECD  
zu weiteren Pillar II-Arbeiten vor. Neben 
weiteren Guidelines entwickelt die OECD 
derzeit dauerhafte Safe Harbour Rege-
lungen auf Basis von CbCR-Daten.

Als Industrievertreter berichteten  
Prof. Dr. Ulf Freytag, Fresenius SE,  
und Daniela Ettenhofer, Brose Fahr-
zeugteile SE & Co. KG, von den großen 
Herausforderungen bei der Umsetzung 
erforderlicher GloBE-Prozesse in  
ihren Unternehmen. Den enormen  
Kraftanstrengungen stehe letztlich 
kaum ein Steuermehraufwand gegen-
über. Dr. Eva Oertel, Bayerisches  
Staatsministerium der Finanzen und  
für Heimat, betonte, dass eine Erhöhung 
des Steueraufkommens nicht Ziel der 
globalen Mindeststeuer sei, sondern  
die Steuergerechtigkeit auf internatio-
nalem Level. Vielmehr zeige sich,  
dass ausländische Staaten mit bislang 
sehr geringer Steuerbelastung bereits 
reagiert und entsprechende Anpas- 
sungen vorgenommen hätten.

36

 ■ novus | Intern



 ■ novus | Intern

WIN 5th Tax Conference: RSM Ebner Stolz mit dabei 

Am 11.03.2025 fand die fünfte Tax Conference des Women of International Fiscal Association Network (WIN) in Berlin  
statt. Im Rahmen des hochkarätig besetzten Panels zu umsatzsteuerlichen Themen war auch RSM Ebner Stolz vertreten.

Die Konferenz befasste sich unter dem 
Motto „Navigating Tax Complexity“ in 
zahlreichen Sessions und Panels mit 
vielfältigen Fragestellungen des inter-
nationalen Steuerrechts sowie mit 
aktuellen Reformvorschlägen zur Ver-
einfachung des nationalen Unterneh-
menssteuerrechts. 

In dem Panel zum Thema „Value Added 
Tax – How to manage indirect tax“  
war mit Christine Kauffmann-Braun, 
Director im Bereich Umsatzsteuer,  
auch RSM Ebner Stolz vertreten. In dem 
von Susann Hille, Shell, moderierten 
Workshop beleuchtete Christine Kauff-
mann-Braun u. a. mit Natascha Kullack, 
BMF, anhand ausgewählter EuGH-Urtei-
le, inwiefern bestimmte Leistungen 
je nach konkreter Ausgestaltung der 
ausgeübten Tätigkeit umsatzsteuerlich 
unterschiedlich zu bewerten sind. Die 
Diskussionsteilnehmerinnen verdeut-

lichten anhand von Urteilen zu den 
Themen E-Charging und Aufsichtsrats-
vergütungen eindrucksvoll, dass sowohl 
bei neuen Geschäftsmodellen als auch 
bei wiederkehrenden Fragestellungen 
ein genaues Verständnis der Sachver-
halte für die korrekte umsatzsteuerliche 
Handhabung unerlässlich ist.

Die WIN Tax Conference, die RSM Ebner 
Stolz bereits zum wiederholten Mail 
als Gold-Unterstützer begleitet, stellt 
eine wichtige Plattform zur Diskussion 
aktueller Entwicklungen und Herausfor-
derungen im internationalen Steuerrecht 
dar. WIN ist in über 70 Ländern als Teil 
der Dachorganisation International  
Fiscal Association (IFA) aktiv und enga-
giert sich für eine stärkere Sichtbarkeit 
der mehr als 2.600 weiblichen Mitglieder 
innerhalb der IFA. WIN fördert den Auf-
bau eines internationalen Netzwerks  
für Frauen im Steuerwesen und setzt 

sich dafür ein, den Anteil von Rednerin-
nen und Teilnehmerinnen bei IFA-Panels  
zu erhöhen sowie die Präsenz von 
Frauen innerhalb der IFA durch nationale 
WIN-Gruppen weiter zu stärken.

Als in der Administrierbarkeit besonders 
problematisch wurden Fälle geschil-
dert, in denen Gruppengesellschaften 
veräußert werden und sich damit die 
Beschaffung der erforderlichen Infor-
mationen schwierig darstellt.

Auf nationaler Ebene noch umzusetzen 
sind Details zum Umfang des Mindest-
steuerberichts, wenn von den – bislang 
nur temporär – vorgesehenen Aus-
nahmeregelungen auf CbCR-Basis 
Gebrauch gemacht wird. Hier bleibt 
abzuwarten, ob sich entsprechende 
Vereinfachungen, wie sie laut Dr. Achim 
Pross auf OECD-Ebene vorgesehen 
sind, im nationalen Recht finden werden. 
Dies wird laut Dr. Eva Oertel jedenfalls 
seitens der Bundesländer angestrebt.

Dr. Daniel Zöller stellte abschließend 
die Anwendung der CbCR Safe Harbour 
Regelungen in einer Gruppenstruktur 
mit zwischengeschalteter Personen-
gesellschaft dar. Aus einem kürzlich 

durch das BMF vorgelegten Entwurf 
lässt sich schließen, dass hier eine  
pragmatische Lösung in Sicht ist.  
Diese Rechtsauffassung wurde von  
den Panelteilnehmern einhellig geteilt.
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Termine

 ■ April

KI im Rechnungswesen –  
von der Studie zur Praxis
01.04.2025 // Webinar

ESG Essentials: Compliance Manage-
ment Systeme – Anforderungen,  
Einführung und Weiterentwicklung mit 
Exkurs zu den Besonderheiten in UK
02.04.2025 // Webinar 

Integrierte Planung mit Lucanet
03.04.2025 // Webinar

Late Lunch & Learn: Doppelte  
Wesentlichkeit: Meilensteine,  
die Sie kennen müssen
03.04.2025 // Webinar

Steuertag der öffentlichen Hand
04.04.2025 // Webinar

State-of-the-art Dashboarding  
mit Lucanet
08.04.2025 // Webinar

CSRD-Nichtumsetzung  
und Omnibus-Erwartungen
08.04.2025 // Köln

Krisenfrüherkennung  
im Gesundheitswesen
08.04.2025 // Webinar

Last Planner als Game-Changer  
im Projektmanagement – Hybrid und 
agil zu verlässlicher Bauprojektplanung
09.04.2025 // Webinar

Konsolidierung mit Lucanet
10.04.2025 // Webinar

 ■ Mai

ESG Essentials: ESG im Mittelstand -  
pragmatische Instrumente  
zur Beherrschung rechtlicher  
und steuerlicher Risiken
07.05.2025 // Webinar

Carve-outs als strategisches  
Instrument zur Transformation  
in der Automobilindustrie 
09.05.2025 // Webinar 

Fokus Recht – Ein Bild sagt  
mehr als tausend Worte:  
Die Nutzung von Fotos  
in Unternehmen – ein Kurztrip  
durch das Fotorecht
07.05.2025 // Webinar

Warum Compliance-Management- 
System? Bedeutung am Beispiel  
der Entgelttransparenz
08.05.2025 // Webinar

Cloud ERP und Prozessoptimierung  
mit NetSuite
14.05.2025 // Webinar

Unternehmerdialog Agrar & Ernährung
15.05.2025 // Düsseldorf 

Integrierte Planung mit Lucanet
22.05.2025 // Webinar

Finance & Tax Automation Summit
22.05.2025 // Frankfurt a. M. 

 ■ Juni

Arbeitsrechts-Frühstück
03.06.2025 // Köln
04.06.2025 // Stuttgart
05.06.2025 // Hamburg

Late Lunch & Learn:  
Erste CSRD-Berichterstattung 2024: 
Was lief gut, was nicht? – Lessons 
Learned
05.06.2025 // Webinar

State-of-the-art Dashboarding  
mit Lucanet
03.06.2025 // Webinar

Konsolidierung mit Lucanet
04.06.2025 // Webinar

Anwendungsschulungen Lucanet
 
Allgemeine Grundlagen  
26.06.2025 // Webinar 

Grundlagen Planung mit LucaNet 
27.06.2025 // Webinar 

Grundlagen Konsolidierung 2.0 
30.06.2025 // Webinar 
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Publikationen
Oliver Abram
Keine Steuerbefreiung  
für übertragene Anteile,  
Immobilien Zeitung Nr. 11/2025, S. 14

Florian Horsch
Latente Steuern bei (mittelbaren) 
Beteiligungsverhältnissen,  
DB 2025, S. 543

Dr. Sandro Nücken
EuGH schafft Klarheit: Innenleistungen 
bei umsatzsteuerlicher Organschaft 
nicht steuerbar, 
WPg 2024, S. 1264.

Dr. Sandro Nücken/Isabelle Axmann
Vorsteuerabzug bei Lieferung  
von Mieterstrom, Anmerkung zu BFH, 
Urteil vom 17.07.2024 – XI R 8/21,  
UR 2024, S. 799 

Dr. Heiko Jander-McAlister Mitherausgeber  
des Beck’schen Handbuchs Family Office
Im Verlag C. H. Beck ist im Januar 2025 das Beck’sche Handbuch Family Office in erster Auflage erschienen. Neben Mitheraus-
geber Dr. Heiko Jander-McAlister, Rechtsanwalt und Partner bei RSM Ebner Stolz in Hamburg, waren auch weitere Autoren  
von RSM Ebner Stolz mit Beiträgen an dem Werk beteiligt.

Die Verwaltung großer Familien-
vermögen über ein Family Office  
hat in den letzten Jahren deutlich  
zugenommen. Das neue Handbuch 
klärt die damit zusammenhängenden 
betriebswirtschaftlichen und recht-
lichen Fragen: vom Aufbau und der 
Strukturierung des Family Office, über 
familien- und erbrechtliche Aspekte, 
Rechnungswesen und Controlling  
bis zu dem Schwerpunkt Steuerrecht. 
Insb. die Nachfolgeplanung und  
Umzüge der Familie über die Grenze 

werden in den Blick genommen.  
Zudem werden verschiedene Asset-
Klassen und Grundlagen für internatio-
nale Investitionen beleuchtet.

Neben dem Mitherausgeber Dr. Heiko 
Jander-McAlister waren als Auto-
ren von RSM Ebner Stolz Arne Hecht, 
Rechtsanwalt und Partner, Maximilian 
Herold, Rechtsanwalt und Counsel, 
sowie Anne-Marie Kekow, Wirtschafts-
prüferin, Steuerberaterin und Partnerin, 
alle in Hamburg, am Werk beteiligt.

Hinweis: Das Handbuch kann  
zu einem Preis von 159 Euro hier  
erworben werden.
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